
Gefördert durch

Klimaschutz und Nachhaltigkeits- 
steuerung – was ist zu tun und wie  
kann es gehen?

Gastkommentar 
Dr. Marc-Oliver Pahl 
Generalsekretär, Rat für Nachhaltige  
Entwicklung

Nachhaltige IT-Beschaffung –  
grün, sozial und wirtschaftlich

Entscheidungsautomatisierung in  
der Steuerverwaltung

Institut für den öffentlichen Sektor

Public 
Governance
 ZEITSCHRIFT FÜR ÖFFENTLICHES MANAGEMENT

 A
U

S
G

A
B

E
  H

E
R

B
S

T
 2

0
21



 	 Editorial

3 	 Ein „Weiter so“ ist keine Option

	 Gastkommentar

4 	 �Aufbruch ins Transformationsjahrzehnt: Wie wir Nachhaltigkeit zum Leitprinzip in Politik  
und Gesellschaft machen

	 Schwerpunktthema

6 	 �Klimaschutz und Nachhaltigkeitssteuerung – was ist zu tun und wie kann es gehen?

10	 Nachhaltigkeit: Neue Herausforderungen für Aufsichtsräte öffentlicher Unternehmen

13 	 �Blitzumfrage – Wie nachhaltig ist der öffentliche Sektor?

	 �Nachruf 

15	 Das Institut trauert um Kurt Biedenkopf

	 Im Fokus

16 	Nachhaltige IT-Beschaffung – grün, sozial und wirtschaftlich

20 	Entscheidungsautomatisierung in der Steuerverwaltung

	 In eigener Sache

22 	� Mut für Neues: myGovernment präsentierte Start-ups mit Lösungen für den smarten Staat  
(und Weiteres)

	 Service

23 	 Abonnement PublicGovernance, Impressum, Ansprechpartner	

INHALT

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



PUBLIC GOVERNANCE  Herbst 2021

  3

Ein „Weiter so“ ist keine Option
 EDITORIAL

Das Jahr 2021 war bislang nicht nur im 
Hinblick auf die deutsche Parlaments-
wahl ein Jahr bedeutender Entschei
dungen. Auch beim weltumspannenden 
Thema des Klimaschutzes wurden Wei-
chen gestellt: Innerhalb weniger Monate 
ergingen zwei Gerichtsurteile, die dem 
Klimaschutz einen erheblichen Schub 
verliehen haben. Zuerst urteilte im März 
das deutsche Bundesverfassungsgericht, 
dass das Bundes-Klimaschutzgesetz die 
CO2-Abbauziele nicht ausreichend genau 
planen würde, und fast genau zwei  
Monate später wurde einer der welt- 
weit größten Energiekonzerne durch ein 
niederländisches Gericht dazu verurteilt,  
seinen CO2-Ausstoß entscheidend zu 
verringern. 

Egal wie im letzteren Fall die Folge
instanzen urteilen werden, beide Ereig-
nisse zeigen eines klar: Klimaschutz ist 
justiziabel geworden. Spätestens jetzt 
müsste allen Beteiligten deutlich gewor-

den sein, dass nachhaltiges Handeln 
nachzuweisen keine Frage der reinen  
Öffentlichkeitsarbeit mehr ist. Es ist viel-
mehr am Beispiel des Klimaschutzes 
rechtlich erzwingbar geworden. 

Große Unternehmen – größtenteils in  
privatem Besitz – sind schon seit einer 
Reihe von Jahren daran gewöhnt, ge-
setzlich dazu gezwungen zu sein, Nach-
haltigkeitsberichte vorzulegen. Im Früh-
jahr 2021 kündigte die EU-Kommission 
an, die Mindestgröße für diese rechtliche 
Pflicht abzusenken. Einer Schätzung un-
seres Instituts nach würden bis zu 3.000 
Unternehmen in öffentlichem Besitz mit 
meist kommunaler Eigentümerstruktur 
neu in die Berichtspflicht fallen. Dann  
wären auch diese verpflichtet, sich etwa 
zum 1,5-Grad-Ziel der Begrenzung der 
Erderwärmung zu äußern und die EU- 
Taxonomie anzuwenden. 

Die öffentliche Hand in Form der Kern-
verwaltung betrifft diese Berichtspflicht 
zwar nicht, eine aktuelle Befragung, an 
der unser Institut beteiligt war, hat aber 
ergeben, dass in der Verwaltung ebenfalls 
mit einer baldigen Berichtspflicht gerech-
net wird. Auch hieraus ist abzulesen, 
dass Verpflichtungen zunehmend an die 
Stelle von bisheriger Freiwilligkeit treten. 
Schon bald dürften Standards und Prü-
fungen eine große Bedeutung erhalten. 

Schwerpunktthema dieser Ausgabe ist 
Nachhaltigkeitsmanagement – ein Feld, 
in dem auch unser Institut bereits seit 
rund einem Jahrzehnt engagiert ist und 
an der Entwicklung entsprechender In
strumente beteiligt war. Der Bedeutung 
von nachhaltiger Beschaffung tragen wir 
mit einem Artikel aus vergaberechtlicher 
Sicht Rechnung. 

Sehr herzlich bedanken wir uns bei Dr. 
Marc-Oliver Pahl, dem Generalsekretär 

des Rates für Nachhaltige Entwicklung, 
der für uns seine Erwartungen an die 
neue Bundesregierung formuliert hat. 

In einem weiteren Beitrag stellen wir 
eine aktuelle Forschungsarbeit zur Digi
talisierung der Steuerverwaltung vor – so 
zollen wir auch dem anderen großen 
Thema unserer Zeit den verdienten Tribut: 
dem unaufhaltsamen Vormarsch digitaler 
Technologie. 

Zum Schluss soll noch ein für uns sehr 
schmerzlicher Verlust Erwähnung finden. 
Mit großer Trauer mussten wir im August 
vom Tod unseres langjährigen Beirats-
mitglieds Prof. Dr. Kurt Biedenkopf Kennt-
nis nehmen. Mit einem Nachruf in dieser 
Ausgabe nehmen wir Abschied von einer 
beeindruckenden Persönlichkeit, deren 
Rat und Unterstützung uns so lange  
begleitet hat. Wir gedenken seiner in tie-
fer Dankbarkeit. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.
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GASTKOMMENTAR

Die globale Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung der Vereinten Nationen und 
die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele (Sus-
tainable Development Goals – SDGs) bie-
ten eine positive Zukunftsvision. Die 
Agenda verbindet ökologische, soziale 
und ökonomische Ziele für Industrie- wie 
auch für Schwellen- und Entwicklungs-
länder. Auch wenn die dramatischen 
Auswirkungen der Klimakrise mit welt-
weiten Waldbränden und Hochwasser-
katastrophen sowie eine volatile globale 
Ordnung, wie zuletzt die Ereignisse in  
Afghanistan im August 2021 gezeigt  
haben, nicht immer Mut machen: Wir  
haben es in der Hand, die Herausforde-
rungen erfolgreich zu bewältigen. Durch 
eine klare Rahmensetzung für nachhal-
tige Lösungen kann die zukünftige Bun-
desregierung den Bürgerinnen und Bür-
gern sowie der Wirtschaft Orientierung 
geben und deren Tatkraft entfesseln.  
Dabei sollten potenzielle Zielkonflikte 
nicht verschleiert werden, sondern offen 
angesprochen und gemeinsam gelöst 
werden.

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie – 
ein guter Kompass 
Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 
kann dabei ein guter Kompass sein. Mit 
ihrem „Update“ 2021, überarbeiteten 
Nachhaltigkeitszielen und dem Akzent 
auf systemische Transformationsberei-
che (wie Klimaschutz und Energiewende, 
zirkuläres Wirtschaften oder ein nachhal-
tiges Agrar- und Ernährungssystem) hat 
sie konzeptionell – zumindest auf dem 
Papier – einen großen Schritt nach vorne 
gemacht. Noch besitzt die Strategie aller-
dings nicht den politischen Stellenwert, 
der ihr gebührt. In der Bundespolitik 
muss sie als Leitstrategie bei den tag
täglichen Entscheidungen berücksichtigt 
werden. Nachhaltigkeit ist nicht ein 
Thema allein für Sonntagsreden. 

Die erste Gelegenheit dazu bieten die  
Koalitionsverhandlungen nach der Bun-
destagswahl. Im Koalitionsvertrag sollten 
in allen Politikbereichen die Weichen für 
mutige Veränderungen bei den großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
gestellt werden. Gebraucht werden klare 

Nachhaltigkeit zum Leitprinzip zu machen – das ist nach den Bundestagswahlen die Aufgabe  

für die neue Bundesregierung und den neuen Bundestag. Denn die Herausforderungen sind  

riesig: Die Coronakrise hat uns in Deutschland vor Augen geführt, dass eine vorausschauende 

Politik und Krisenresilienz leichter gesagt sind als getan. Weltweit hat die Pandemie zu starken 

sozialen und wirtschaftlichen Verwerfungen geführt. Aber auch bei den Ökosystemkrisen, bei 

der Begrenzung der Klimakrise und dem Schutz der Biodiversität ist ein entschiedenes Handeln 

nötig. Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung bietet Antworten auf diese Herausforderun­

gen. Die 20er Jahre müssen zum Jahrzehnt des Handelns werden, wie es UN-Generalsekretär 

Guterres mit seiner „decade of action and delivery“ fordert. Doch sind wir dafür gerüstet?   

Aufbruch ins Transformationsjahrzehnt: 
Wie wir Nachhaltigkeit zum Leitprinzip in 
Politik und Gesellschaft machen

Dr. Marc-Oliver Pahl 

Generalsekretär, Rat für Nachhaltige  
Entwicklung
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und konkrete Ziele für die großen Trans-
formationsbereiche. Dazu sollte ein funk-
tionsfähiger Umsetzungs- und Monito-
ringmechanismus eingesetzt werden. 
Der Rat für Nachhaltige Entwicklung 
(RNE) schlägt für eine bessere politische 
Steuerung ein neues, übersichtlicheres 
System von Kernzielen und Schlüssel
indikatoren vor. Wie die Einhaltung des 
Pariser Klimaabkommens sollten auch 
die zentralen Nachhaltigkeitsziele oberste 
Priorität in der Politikgestaltung erhalten.
 
Nachhaltigkeit als Staatsziel und 
Reform der Regierungsarbeit
Die Aufnahme von Nachhaltigkeit als 
Staatsziel in die Verfassung könnte das 
rechtliche Fundament für Reformen ver-
stärken. Die Demokratie braucht das 
Nachhaltigkeitsprinzip als Leitplanke, da-
mit über Wahlperioden und Ressort
interessen hinweg für die dauerhafte  
Sicherung von übergreifenden Gemein-
schaftsinteressen gesorgt wird. Auf Län-
derebene ist Hessen hier bereits voran
geschritten: Nachhaltige Entwicklung 
und Generationengerechtigkeit besitzen 
dort seit 2018 Verfassungsrang. Welche 
Wirkungen das Grundgesetz und darauf 
aufbauende Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts für die Freihei-
ten und Rechte zukünftiger Generationen 
haben, konnten wir ja erst kürzlich beim 
Klimaschutz-Beschluss aus Karlsruhe 
und bei der nachfolgenden Revision des 
Klimaschutzgesetzes sehen. 

Das Nachhaltigkeitsprinzip muss auch im 
operativen Parlaments- und Regierungs-
handeln seinen Platz finden. Es muss 
auch in der Ausschuss-, Fraktions- und 
Plenumsarbeit im Bundestag berücksich-
tigt und mit entsprechenden Ressourcen 
unterstützt werden. Das Parlament sollte 
daher in der neuen Legislaturperiode 
seine Arbeitsmethoden überprüfen und 
beispielsweise den bisherigen Parlamen-
tarischen Beirat für nachhaltige Entwick-
lung in einen Ausschuss für nachhaltige 
Entwicklung umwandeln. In der Bundes-
regierung sollten ressortübergreifende 
Aktivitäten zur Erreichung der Nachhaltig-
keitsziele verstärkt werden, unter ande-
rem durch eine direkte Orientierung an 
den großen Transformationsbereichen und 
eine verbesserte Nachhaltigkeitsprüfung.  

Den Politikzyklus zum Nachhaltig-
keitszyklus machen
Doch da geht noch mehr: In allen Statio-
nen des Politikzyklus muss dem Nach-
haltigkeitsprinzip zum Durchbruch ver
holfen werden. Das gilt auch für den 
Haushalt. Ein wirkungsorientierter Haus-
halt, der die Ziele der Nachhaltigkeits
strategie aufgreift, wäre ein wichtiges 
Element. Ergänzend wären eine Klima-
quote (wie es sie im EU-Haushalt schon 
seit 2014 gibt) oder ressortübergreifende 
Haushaltstitel für die großen Transforma-
tionsthemen (zum Beispiel zur Förderung 
von Nachhaltigkeit in Kommunen) sowie 
eine Ergänzung der Nachhaltigkeit als 

haushaltsrechtliche Maxime im Haus-
haltsgrundsätzegesetz und in der Bun-
deshaushaltsordnung sinnvoll. 

Schließlich kann eine gute Nachhaltig-
keitsberichterstattung einen Beitrag leis-
ten. Mit dem vom RNE entwickelten 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) 
für Unternehmen zeigt die Wirtschaft  
ihr Commitment. Auch öffentliche Unter-
nehmen wie Stadtwerke gehen hier 
schon voran. Für Kommunen steht das 
Instrument „Berichtsrahmen Nachhaltige 
Kommune“ (BNK) zur Verfügung, das  
aktuell in über 20 Städten, Gemeinden 
und Landkreisen bundesweit erprobt 
wird. Eine Vorbildfunktion kann der Staat 
auch durch eine konsequent nachhal- 
tige Beschaffung einnehmen. Mit einem  
Beschaffungsvolumen von jährlich schät-
zungsweise zwischen 260 und 480 Mil
liarden Euro haben Bund, Länder und 
Kommunen eine wichtige Marktmacht, 
die sie wirkungsvoll nutzen können.  

Von Grundgesetzänderung bis Beschaf-
fung: Vieles ist möglich, wenn die Wei-
chen jetzt gestellt werden. Die Tür zum 
Jahrzehnt der Nachhaltigkeit steht offen. 
Die kommende Bundesregierung muss 
nur mutig genug sein, sie zu durchschrei-
ten. 

GASTKOMMENTAR  5
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Mehrere Gerichtsurteile der letzten Zeit haben Unternehmen und der öffentlichen Hand eine  

Verpflichtung zu einer aktiven Nachhaltigkeitspolitik auferlegt. Die deutsche Bundesregierung 

hat daraufhin das Ziel, die Klimaneutralität Deutschlands zu erreichen, um fünf Jahre auf 2045 

vorgezogen. Dies erhöht den Handlungsdruck für die öffentliche Verwaltung und die Beteili­

gungsunternehmen noch einmal. Einzelne Nachhaltigkeits- oder Klimaschutzprojekte zu starten, 

erscheint daher nicht mehr ausreichend, vielmehr muss die jeweilige Gesamtorganisation  

umgesteuert werden. Wie sehen die rechtlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen hierfür  

aus? Welche Instrumente stehen den Verantwortlichen zur Verfügung? Der folgende Beitrag  

gibt zu beiden Fragen einen ersten Überblick. 

Klimaschutz und Nachhaltigkeits­
steuerung – was ist zu tun und wie 
kann es gehen?

SCHWERPUNKTTHEMA

Grundlage sind internationale Abkommen
Nachhaltigkeit als Konzept politischen Handelns geht maßgeblich zurück auf die 
Definition der „Brundtland-Kommission“ der Vereinten Nationen. Demnach ist nach-
haltige Entwicklung dadurch geprägt, dass die gegenwärtige Generation ihre Bedürf-
nisse derart befriedigt, dass die Bedürfnisbefriedigung kommender Generationen 
nicht gefährdet wird1. Auf eine Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages 
geht das für die deutsche Nachhaltigkeitspolitik maßgebliche „Drei-Säulen-Modell“ 
zurück, nach dem Nachhaltigkeit in eine ökologische, ökonomische und soziale  
Dimension gegliedert ist2. Aufgrund des hohen Stellenwerts in der öffentlichen  
Debatte und des dringenden Handlungsbedarfs soll im Rahmen dieses Beitrags  
die ökologische Dimension in Form der Bekämpfung des Klimawandels im Vorder-

grund stehen. 

Bereits 1992 haben die Vereinten Nationen ein globales Klima-
schutzabkommen beschlossen: Die „Klimarahmenkonvention“ 

ist auch heute noch die völkerrechtliche Basis für globalen Klimaschutz und verpflich-
tet die internationale Staatengemeinschaft, gegen den weltweiten Klimawandel vor-
zugehen. Ergänzt wurde die Klimarahmenkonvention insbesondere durch das „Pari-
ser Klimaabkommen“ (2015), in dem 1,5 °C als Obergrenze für die Erderwärmung 
festgelegt worden ist. Im gleichen Jahr haben die Vereinten Nationen ihre „Agenda 
2030“ für nachhaltige Entwicklung verabschiedet, in deren Mittelpunkt 17 Nachhal-
tigkeitsziele (Sustainable Development Goals, SDG) stehen. Das 13. Ziel gibt der 
Weltgemeinschaft auf, „dringende Maßnahmen (zu ergreifen), um den Klimawandel 

1	 United Nations 1987, Report of the World Commission on Environment and Development, Our Common Future, Chapter 2 I., https://www.netzwerk-n.
org/wp-content/uploads/2017/04/0_Brundtland_Report-1987-Our_Common_Future.pdf (abgerufen am 11.10.2021)

2	 Heinrichs, H.; Schuster, F. 2018, Nachhaltige Verwaltung, in Veit, S. et al. (Hrsg.), Handbuch zur Verwaltungsreform, Springer Reference Sozialwissen-
schaften, https://doi.org/10.1007/978-3-658-21571-2_19-1

2015: Pariser Klimaabkommen legt  
1,5 Grad-Obergrenze fest

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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und seine Auswirkungen zu bekämpfen“3. Die EU-Kommission hat sich mit ihrem 
Green Deal darüber hinaus Ende 2019 verpflichtet, Europa bis 2050 zum ersten kli-
maneutralen Kontinent zu machen. Bis zum Jahr 2030 sollen die Emissionen gegen-
über dem Stand von 1990 um mindestens 55 Prozent gesenkt werden4. Für dieses 
Ziel sollen beträchtliche Investitionsmittel mobilisiert werden. Zugleich soll auch mit 
einem Maßnahmenbündel die Finanzmarktregulierung im Sinne der Nachhaltigkeit 
neu ausgerichtet werden (Sustainable Finance). Hierzu gehören beispielsweise  
Offenlegungspflichten für Marktteilnehmer, die Transparenz über nachhaltige Finan-
zierungen schaffen sollen. Dies geschieht unter anderem unter Zuhilfenahme der 
EU-Taxonomie, eines Klassifikationssystems für umweltfreundliche Investitionen5.

Gesetze verpflichten öffentliche Hand zu Klimaschutz
Das Bundes-Klimaschutzgesetz enthielt bereits in der Erstfassung von 2019 die Ziel-
stellung, eine klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 zu erreichen – also zwanzig 
Jahre früher, als damals noch für das gesamte Land vorgesehen. Im Bundesumwelt-
ministerium wurde daraufhin eine entsprechende Kompetenzstelle eingerichtet. 
Zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes war es der Bundesregierung im Juni 
2021 offenbar noch nicht möglich, den aktuellen eigenen CO2-Ausstoß zu beziffern, 
für die unmittelbare Bundesverwaltung würden aber alle 
Dienstreisen mithilfe von Klimaschutzprojekten in Entwick-
lungsländern kompensiert6. Das Gesetz war bereits Gegen-
stand einer höchstrichterlichen Entscheidung: Am 24.3.2021 
verurteilte das Bundesverfassungsgericht die Bundesrepublik dazu, für die Jahre ab 
2030 konkrete Einsparziele für den Treibhausgasausstoß festzulegen, zu viele Ein-
sparlasten würden in die Zukunft verschoben und kommenden Generationen aufer-
legt7. Daraufhin wurde in kurzer Frist noch vor der parlamentarischen Sommerpause 
2021 eine Neufassung des Bundes-Klimaschutzgesetzes verabschiedet, in der die 
Einsparungen langfristig konkretisiert wurden. Zugleich wurde die Klimaneutralität 
ganz Deutschlands auf das Jahr 2045 vorgezogen. 

In Deutschland verfügen darüber hinaus viele Bundesländer, darunter alle Stadtstaa-
ten, über eigene Klimaschutzgesetze mit unterschiedlichen Regelungen. Der WWF 
berichtete mit Stand 2019, also bereits vor der Verabschiedung des erwähnten Bun-
desgesetzes, über neun vorhandene und zwei geplante Gesetze8. 

3	 United Nations General Assembly (2015), Resolution 70.1, Transforming our world: the 2030 Agenda for Sustainable Development, S. 23/35

4	 https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de#thematicareas (abgerufen am 13.9.2021)

5	 https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de (abgerufen am 13.9.2021), Näheres im vorletzten  
Abschnitt zur Berichterstattung

6	 Deutscher Bundestag Drucksachen 19/14086, S. 8 und 19/30686, S. 9 f.

7	 Bundesverfassungsgericht 2021, Verfassungsbeschwerden gegen das Klimaschutzgesetz teilweise erfolgreich, Pressemitteilung Nr. 31/2021  
vom 29.4.2021, https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-031.html (abgerufen am 13.9.2021)

8	 WWF Hrsg. 2019, Landesklimaschutzgesetze in Deutschland, Kurzstudie, https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF_KSG_
Gutachten1_Landesklimaschutzgesetze_DE_Webfassung.pdf (abgerufen am 13.9.2021)

Bundes-Klimaschutzgesetz:  
Deutschland bis 2045 klimaneutral
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Nachhaltigkeitsstrategien bündeln die Zielsetzungen
Bereits seit geraumer Zeit verfügen der Bund, viele Bundesländer und eine Reihe 
von Kommunen über eigene Nachhaltigkeitsstrategien. Die erste Nachhaltigkeits-
strategie des Bundes wurde im Jahr 2002 verabschiedet und seither in regelmä
ßigen Abständen aktualisiert. Am 10.3.2021 hat die Bundesregierung die jüngste 
Neufassung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie vorgestellt. Grundlage für die 

nationale Strategie ist die bereits erwähnte Agenda 2030 der 
Vereinten Nationen mit ihren 17 globalen Nachhaltigkeitszielen 
(SDG). Im Strategiedokument stellt die Regierung auch die ins-

titutionelle Verankerung bzw. Governance von Nachhaltigkeit dar9. So wurde bereits 
2001 der Rat für Nachhaltige Entwicklung als Beratungsgremium gegründet, in der 
Exekutive existiert ein Staatssekretärsausschuss und im Bundestag der Parlamenta-
rische Beirat für nachhaltige Entwicklung. 

Die vielfältigen Nachhaltigkeitsstrategien der Bundesländer sollen an dieser Stelle 
nicht näher dargestellt werden. Fast alle Länder verfügen über eine solche, wobei sie 
mit Ausnahme der Armutsbekämpfung, von Klimawandel und Energiewende sowie 
Bildung für nachhaltige Entwicklung jeweils unterschiedliche Themen behandeln 
bzw. Festlegungen treffen10. Zunehmend sind sie aber auch immer mehr an den 
SDG ausgerichtet, wie zum Beispiel die Landesstrategie von Nordrhein-Westfalen. 
Ein ähnlich uneinheitlicher Eindruck entsteht in Bezug auf die Kommunen, von denen 
etwa jede zweite bereits 2016 in einer Befragung des Deutschen Instituts für Urba-
nistik (Difu) angab, über ein übergreifendes Leitbild für die nachhaltige Entwicklung 
zu verfügen bzw. ein solches zu planen11. 

Der Deutsche Städtetag hat gemeinsam mit der vom Bund getragenen Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt (SKEW) für seine Mitglieder eine Musterresolution  
erarbeitet, mit der sich die Gemeindevertretungen zur Agenda 2030 der UN sowie zu 
den SDG bekennen und zur eigenen Verfolgung einer nachhaltigen Entwicklung  

verpflichten. Bis heute haben 192 deutsche Kommunen diese 
Resolution beschlossen12. Im Rahmen des Vorhabens „Global 
nachhaltige Kommune“ unterstützt die SKEW mit lokalen Part-
nern unter anderem die Entwicklung von kommunalen Nach-

haltigkeitsstrategien in neun Bundesländern. In Nordrhein-Westfalen haben sich bei-
spielsweise knapp 40 Kommunen beteiligt, Projektpartner ist hier die Landesarbeits-
gemeinschaft Agenda 21 NRW e.V. (LAG 21 NRW)13. 

Für die besonders drängende Aufgabe des Klimaschutzes sind entsprechende Kon-
zepte bzw. Masterpläne zu erwähnen, über die zahlreiche Kommunen verfügen. Anzu-
führen sind auch die „Notstands“-Beschlüsse, die unterdessen von über 70 Städten 
und Gemeinden gefasst wurden und über die vor allem in der Presse vielfach  
berichtet wurde. Als erste hatte im Mai 2019 die Stadt Konstanz den Klimanotstand 
erklärt, als dessen Ergebnis seitdem unter anderem alle politischen Beschlussvor
lagen die Auswirkungen auf das Klima darstellen müssen14. 

Instrumente des Nachhaltigkeitsmanagements
Die Vorgehensweise der Stadt Konstanz, alle Entscheidungen einzubeziehen, spie-
gelt eine Auffassung von Nachhaltigkeitssteuerung wider, die auch vom Institut für 
den öffentlichen Sektor geteilt wird und diesem Artikel zugrunde liegt: Nachhaltig-

9	 Bundesregierung 2021, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, Weiterentwicklung 2021, S. 71 ff.

10	 Vgl. https://www.nachhaltigkeitsrat.de/aktuelles/strategien-auf-landesebene-wie-bundeslaender-die-zukunft-planen/?cn-reloaded=1 (abgerufen am 
15.10.2021)

11	 Vgl. Bertelsmann Stiftung und Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2016): Monitor Nachhaltige Kommune, Teil 1, S. 46

12	 https://skew.engagement-global.de/musterresolution-agenda-2030.html und https://skew.engagement-global.de/zeichnungskommunen-
agenda-2030.html (abgerufen am 23.9.2021)

13	 https://skew.engagement-global.de/global-nachhaltige-kommune-in-nrw.html (abgerufen am 23.9.2021)

14	 Stadt Konstanz, Ausrufung des Klimanotstands in Konstanz – Ratsbeschluss und Resolution vom 2.5.2021, https://www.konstanz.de/stadtwandel/
konzepte+und+chronologie/klimanotstand (abgerufen am 15.10.2021)

2002: erste Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes

Fast 200 Kommunen mit Nachhaltigkeits- 
resolution – über 70 mit Klimanotstandsbeschluss
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keit, einschließlich des Themas Klimaschutz (SDG 13), kann nicht mehr als eine  
zusätzliche Aktivität behandelt werden, die sich etwa in einer bestimmten Fachver-
waltung exklusiv abarbeiten lässt. Sie hat vielmehr einen Querschnittscharakter, der 
alle Bereiche der Verwaltung unmittelbar betrifft und zum Beispiel jede Regulie-
rungsmaßnahme oder finanzielle Ausgabeposition beeinflusst. 

Nachhaltigkeitsprüfungen
Diesem querschnittlichen Anspruch entspricht auch das Instrument der Nachhaltig-
keitsprüfung. Ein Beispiel hierfür liefert die Praxis des Bundes: Seit 2009 müssen 
Gesetzes- und Verordnungsentwürfe gemäß der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) einer routinemäßigen Nachhal-
tigkeitsprüfung unterzogen werden; festgestellt wird damit, 
welche Auswirkungen das jeweilige Vorhaben auf eine nach-
haltige Entwicklung hat15. Auch auf Länderebene gibt es ähnliche Prüfroutinen, etwa 
in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg. Ob diese Prüfungen wirklich zu 
einer veränderten Gesetzgebung geführt haben, kann an dieser Stelle nicht beurteilt 
werden. 

Denkbar ist auch, ein solches formalisiertes Prüfverfahren immer durchzuführen, 
wenn die öffentliche Verwaltung neue Maßnahmen beschließt, ähnlich der beim 
Bund – vor allem im Bereich der IT-Investitionen – bereits vorgeschriebenen Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtung (WiBe) auf Basis des Haushaltsrechts. Eine zukünftige  
Erweiterung des WiBe-Standards um den Themenblock der Nachhaltigkeit (WiBe 
„N“) könnte die öffentliche Verwaltung dabei unterstützen, auf dem Weg zur digi
talen Verwaltung den jeweils nachhaltigsten Pfad einzuschlagen. Im Jahr 2016 gab 
unabhängig von dieser Überlegung in der bereits erwähnten Kommunalbefragung 
des Difu rund die Hälfte der Kommunen an, zumindest selten „Nachhaltigkeits-
Checks“ für politische oder Verwaltungsentscheidungen durchzuführen16. 

Nachhaltige Beschaffung
Bereits in der Praxis verbreitet ist die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten 
bei der öffentlichen Beschaffung. Bis zur EU-Vergaberechtsnovelle von 2004 konn-
ten beim Einkauf von Gütern und Dienstleistungen über wirtschaftliche Kriterien hin-
ausgehende Vorgaben, etwa Umweltauswirkungen oder die Einhaltung bestimmter 
Mindestlöhne, noch als „vergabefremde ordnungspolitische Aspekte“ bezeichnet 
werden17. Spätestens seit der Öffnung des EU-Vergaberechts 
mit der Richtlinie von 2014 für „soziale, umweltbezogene und 
innovative Aspekte“18 sowie den bereits früher in ähnlicher 
Weise angepassten Vergabegesetzen der deutschen Bundes-
länder ist eine Beschaffung unter Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten  
fester Bestandteil der Rechtsordnung geworden. Eine Selbstverständlichkeit ist die 
Berücksichtigung von Nachhaltigkeit dagegen noch nicht. Einer Studie des Instituts 
für den öffentlichen Sektor zufolge geben immerhin 44 Prozent der befragten öffent-
lichen Beschaffer an, Umweltkriterien häufig oder immer bei Vergaben zu berück-
sichtigen. Aber in fast genauso vielen Fällen (40 Prozent) geschieht dies nur manch-
mal, bei etwas weniger als einem Fünftel der Befragten nur selten oder nie19. 

Nachhaltigkeitshaushalte
Im Sinne des geschilderten querschnittlichen Verständnisses von Nachhaltigkeits-
steuerung liegt es nahe, auch bei der allgemeinen Verteilung von Finanzmitteln im 
Rahmen des öffentlichen Haushaltswesens Nachhaltigkeitsaspekte zugrunde zu 
legen bzw. die Nachhaltigkeitswirkung von Ausgaben und Investitionen in den Blick 

15	 Vgl. Ebenda, S. 104

16	 Vgl. Bertelsmann Stiftung und Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2016): Monitor Nachhaltige Kommune, Teil 1, S. 50

17	 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor (2013), Kommunale Beschaffung im Umbruch, Berlin, S. 8

18	 Vgl. RICHTLINIE 2014/24/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 26.2.2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und  
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG, S. L 94/72

19	 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor und KPMG (2020), Strategischer Einkauf im Blick, Berlin, S. 3

Nachhaltigkeitsprüfung für neue Gesetze seit 2009

Nachhaltigkeit beim öffentlichen Einkauf:  
zwar verbreitet, aber nicht selbstverständlich
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Das nachhaltige Wirtschaften ist seit Langem eine zentrale Richt­

schnur für Unternehmen der öffentlichen Hand und somit auch 

im Fokus der entsprechenden Aufsichtsgremien. Insbesondere 

durch das mittelfristig umzusetzende Gebot der Klimaneutralität 

steht für viele öffentliche Unternehmen in den kommenden Jah­

ren dennoch eine umfassende Nachhaltigkeitstransformation  

an. Dem Aufsichtsrat eines öffentlichen Unternehmens als Kon­

trolleur und strategischer Partner der Geschäftsleitung kommt 

dabei eine bedeutende Rolle zu. 

Damit dieser Rolle adäquat entsprochen werden kann, sollten 

Aufsichtsratsmitglieder sich mit neuen regulatorischen Anfor­

derungen auseinandersetzen, durch entsprechende Schulungen 

zu Nachhaltigkeitsthemen regelmäßig fortbilden sowie die Aus­

wirkungen auf das Geschäftsmodell des Unternehmens regel­

mäßig im Austausch mit der Geschäftsleitung reflektieren. 

Aufsichtsrat muss künftig ausgeweitete Nachhaltigkeits

berichterstattung überwachen

Regulatorisch bedeutsam ist derzeit insbesondere die geplante 

EU-weite Ausweitung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, die 

auch für den Aufsichtsrat neue Aufgaben mit sich bringt. Durch 

die geplante Ausweitung werden ab dem Geschäftsjahr 2023 

nicht nur viele Unternehmen der öffentlichen Hand erstmals  

berichtspflichtig. Der Nachhaltigkeitsbericht muss nach dem 

CSRD-Entwurf (CSRD = Corporate Sustainability Reporting  

Directive) ab 2023 auch zwingend Bestandteil des Lageberichts 

sein und kann nicht mehr als gesonderter Bericht veröffentlicht 

werden. Damit wäre er zukünftig durch den Aufsichtsrat stets 

nach den allgemeinen, für die Überwachung der Finanzbericht­

erstattung geltenden Vorschriften zu prüfen.1  

Die durch den Aufsichtsrat zu überwachende Berichterstattung 

soll nach dem aktuellen CSRD-Entwurf über die bisher geltenden 

Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange hinaus künftig  

auch bestimmte Aspekte der Corporate Governance umfassen, 

zum Beispiel die Rollen von Organen, Unternehmensethik und 

Lobbyaktivitäten. Auch die Resilienz von Geschäftsmodell und 

Strategie im Hinblick auf Nachhaltigkeitsrisiken muss behan- 

delt werden sowie die Übereinstimmung der Planung mit dem  

Pariser Klimaziel, die Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad zu  

begrenzen.2 Bereits jetzt wird darauf hingewiesen, dass sich 

durch fehlerhafte Angaben im Nachhaltigkeitsbericht hohe Repu­

tations- und Haftungsrisiken für die Geschäftsleitung und den 

Aufsichtsrat ergeben können.3 Auch ein Nichterreichen verkün-

1	 Vgl. Pöschke, M. (2021): Nachhaltigkeitsberichterstattung im Wandel – neue Pflichten für Prüfungs
ausschuss und Aufsichtsrat. In: Audit Committee Quarterly – extra Nachhaltigkeitsberichterstattung. 
Zum Entwurf der EU-Kommission: Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD), S. 72–73

2	 Vgl. Schuster, F. & Plazek, M. (2021): Nachhaltigkeitsberichterstattung in Unternehmen der öffentlichen 
Hand: Vom Nischenthema zum Mainstream?. In: Audit Committee Quarterly – extra Nachhaltigkeits
berichterstattung, S. 96 –97

3	 Vgl. Schuster, F. & Plazek, M. (2021): Nachhaltigkeitsberichterstattung in Unternehmen der öffentlichen 
Hand: Vom Nischenthema zum Mainstream?. In: Audit Committee Quarterly – extra Nachhaltigkeits
berichterstattung, S. 96 –97

deter Nachhaltigkeitsziele könnte in der Öffentlichkeit noch  

sehr viel kritischer aufgenommen werden, als dies in anderen  

Bereichen der Unternehmensberichterstattung der Fall ist.4 

Aktuelle Fragestellungen für den Aufsichtsrat

Aufsichtsräte öffentlicher Unternehmen sollten sich somit früh­

zeitig mit der Frage auseinandersetzen, wie sie sicherstellen  

können, dass sie die im CSRD-Entwurf vorgesehene Pflicht zur 

Überwachung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Lage­

bericht adäquat ausfüllen. Diese Überwachungspflicht umfasst 

auch den digitalen Prozess zur Ermittlung der Nachhaltigkeits­

informationen. Somit steht nicht nur die inhaltliche Prüfung des 

Nachhaltigkeitsberichts im zukünftigen Fokus des Aufsichts- 

rats, sondern auch eine Prüfung der dahinterliegenden internen  

Kontroll-, Risikomanagement-, Revisions- und Compliance- 

Management-Systeme.5 

Wie so oft, gilt auch bei diesem Thema für Aufsichtsratsmitglie­

der: „Schweigende Anwesenheit allein reicht nicht aus – die  

Aufsichtsratstätigkeit manifestiert sich nicht zuletzt durch Fragen 

an die Geschäftsleitung.“6 Folgende beispielhafte Punkte sollten 

bei dieser zeitnah adressiert werden:

•	� Unterliegt das Unternehmen der geplanten erweiterten Pflicht 

zur Nachhaltigkeitsberichterstattung ab dem Geschäftsjahr 

2023 und inwiefern ist es darauf vorbereitet? 

•	� Entspricht der etwaige Nachhaltigkeitsbericht, den das Unter­

nehmen bereits auf freiwilliger Basis oder aufgrund einer  

Gesellschaftervorgabe eingeführt hat, den im CSRD-Entwurf 

vorgesehenen Kriterien?

•	� Welcher Standard der Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllt 

die im CSRD-Entwurf vorgesehenen Kriterien und ist für das 

Unternehmen geeignet?

•	� Inwiefern sind die Controlling-Instrumente und Berichtslinien 

des Unternehmens bereits auf die erweiterten Berichtspflich­

ten ausgerichtet bzw. müssen angepasst werden?

•	� Welche Vorkehrungen kann der Aufsichtsrat selbst jetzt schon 

treffen, um sich auf die kommende Prüfung der erweiterten 

Berichtslegung vorzubereiten?   
Michael Plazek

4	 Vgl. Mock, S. (2021): Auswirkungen der Reform der CSR-Berichterstattung auf den Aufsichtsrat –  
Evolution oder Revolution? In: Audit Committee Quarterly – extra Nachhaltigkeitsberichterstattung,  
S. 84–85

5	 Vgl. Velte, P. (2021): Wie wirkt sich die künftige EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung  
auf die Corporate Governance aus? In: Audit Committee Quarterly – extra Nachhaltigkeitsbericht
erstattung, S. 76 –77

6	 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor (Hrsg.) (2017): Plötzlich Aufsichtsrat – was nun? Das Taschen-
buch für Aufsichtsräte in öffentlichen Unternehmen. 2. unveränderte Auflage
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zu nehmen. Auf internationaler Ebene hat die OECD eine aktuelle Analyse zum 
Thema „Green Budgeting“ vorgelegt – nach ihrer Definition die Anwendung von 
Instrumenten der Haushaltspolitik, um „grüne“ Ziele mit Bezug auf Klima- und  
Umweltaspekte zu erreichen, etwa Biodiversität, Luft- oder Wasserqualität20. Der 
OECD zufolge praktiziert ein Drittel ihrer Mitgliedstaaten eine Form des „Green  
Budgeting“, Deutschland zählt nicht dazu21. 

Tatsächlich ist unter Beteiligung des Instituts für den öffentlichen Sektor ein der 
OECD-Definition entsprechendes Konzept auf kommunaler Ebene entstanden, nach 
dessen Vorlage erstmals 2015 in der Stadt Freiburg im Breisgau ein Nachhaltigkeits-
haushalt in Pilotämtern eingeführt wurde22. Kern des Konzepts „Nachhaltigkeitshaus-
halt“ ist die Integration entsprechender Zielsetzungen und 
Kennzahlen in die Produkte und damit die Verknüpfung von 
Nachhaltigkeit mit der Finanz- und Leistungssteuerung. Die 
zentrale Voraussetzung für die integrierte Nachhaltigkeitssteu-
erung über den Haushalt ist, dass die vorhandenen Zielsetzungen in Form von Nach-
haltigkeitsindikatoren bzw. -kennzahlen operationalisiert werden, um sie für die Ver-
waltungssteuerung handhabbar zu machen. Unterstützt durch die LAG 21 NRW 
unter Beteiligung des Instituts für den öffentlichen Sektor und von KPMG haben 
nach der Stadt Köln und dem Kreis Unna jüngst auch die Städte Bonn, Lüdenscheid 
und Jüchen in Pilotämtern Nachhaltigkeitszielsetzungen im Haushalt verankert23. 

Indikatorensysteme
Letztlich dürfte die Verfügbarkeit von Steuerungsdaten in den Ämtern und Behörden 
ein Hinweis darauf sein, inwieweit Nachhaltigkeit tatsächlich auf der Arbeitsebene 
angekommen ist und für Alltagsentscheidungen eine Rolle spielt. Unter den deutschen 
Kommunen gab 2016 jedoch nur etwa ein Drittel an, auch über ein Indikatorensys-
tem zur Erfassung des Stands der nachhaltigen Entwicklung oder der Wirkung von 
entsprechenden Maßnahmen zu verfügen. Dabei wurde das Indikatorensystem im 
überwiegenden Teil der Fälle offenbar nur bereichs- oder projektbezogen einge-
setzt24. Mithilfe solcher Daten könnten beispielsweise Nachhaltigkeits-Cockpits befüllt 
werden, die für Führungskräfte entsprechende Daten aufbereitet nutzbar machen. 

Nachhaltigkeitsberichterstattung kann Transparenz schaffen
Ein besonderes Potenzial unter den Instrumenten des Nachhaltigkeitsmanagements 
dürfte die entsprechende Berichterstattung haben, ermöglicht sie es doch Außenste-
henden, Status und Fortschritt der nachhaltigen Entwicklung einer Gebietskörper-
schaft einzuschätzen. Anders als in der öffentlichen Verwaltung, in der es bisher keine 
verpflichtende Berichtslegung gibt, spielt diese in der Wirtschaft eine zunehmend be-
deutendere Rolle. Seit 2017 sind große kapitalmarktorientierte Unternehmen und Fi-
nanzdienstleister aufgrund der europäischen Corporate Social Responsibility (CSR)-
Richtlinie gesetzlich zu einer nicht finanziellen Berichterstattung, nicht zuletzt zu sozia-
len und ökologischen Aspekten, im Lagebericht verpflichtet25. Unternehmen im Besitz 
der öffentlichen Hand sind mit Ausnahme des Sparkassensektors von dieser Pflicht 
nur in sehr begrenzter Zahl betroffen. Zukünftig könnte sich das jedoch ändern.

Im April 2021 hat die EU-Kommission eine Ausweitung der verpflichtenden CSR- 
Berichterstattung angekündigt (neu: Corporate Sustainability Reporting Directive)26. 
Demnach müssten ab dem Geschäftsjahr 2023 alle großen Unternehmen ab 250 
Beschäftigten sowie mit entweder einer Bilanzsumme von mehr als 20 Millionen 

20	 Vgl. OECD 2021, Green Budgeting in OECD Countries, Paris, S. 10

21	 Vgl. ebenda, S. 13

22	 Vgl. Schuster, F.; Broll, M.; Müller, M. 2021, Nachhaltigkeitssteuerung im Konzern Kommune, innovative Verwaltung 9, S. 33

23	 Vgl. ebenda, S. 32 f.

24	 Vgl. Bertelsmann Stiftung und Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2016): Monitor Nachhaltige Kommune, Teil 1, S. 49

25	 Vgl. www.csr-in-deutschland.de/DE/Politik/CSR-national/Aktivitaeten-der-Bundesregierung/CSR-Berichtspflichten/csr-berichtspflichten.html  
(zuletzt abgerufen am 24.9.2021)

26	 Gundel, A.; Glöckner, A.; Hell, C. 2021, Nachhaltigkeitsberichterstattung, Audit Committee Quarterly II, S. 72–75

Ein Nachhaltigkeitshaushalt kombiniert Nachhaltig-
keitsziele mit der Finanz- und Leistungssteuerung 
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© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.

www.csr-in-deutschland.de/DE/Politik/CSR-national/Aktivitaeten-der-Bundesregierung/CSR-Berichtspflichten/csr-berichtspflichten.html


PUBLIC GOVERNANCE  Herbst 2021

12  SCHWERPUNKTTHEMA  

Euro oder einem Umsatz von über 40 Millionen Euro – ungeachtet der Kapitalmarkt
orientierung – eine Nachhaltigkeitserklärung abgeben. Nach einer Schätzung des  
Instituts für den öffentlichen Sektor wären bis zu 3.000 der insgesamt etwa 18.500 
öffentlichen Unternehmen erstmals zur CSR-Berichterstattung verpflichtet. Weit 
überwiegend wären hiervon kommunale Unternehmen betroffen. Abzugrenzen sind 
diese gesetzlichen Verpflichtungen von den spezifischen Berichtspflichten für öffent-
liche Unternehmen aufgrund von Regelungen in den jeweiligen Public Corporate 

Governance Kodizes – etwa beim Bund, in Berlin, Hamburg 
oder Frankfurt am Main, meist basierend auf dem Standard 
des Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK)27.

Im Kernbereich der öffentlichen Hand sind vor allem die regel-
mäßigen Berichte des Bundes zu erwähnen. Bereits das Strategiedokument selbst 
enthält zum großen Teil Elemente eines Nachhaltigkeitsberichts, so zum Beispiel den 
aktuellen Status von Indikatoren zur Verfolgung der SDG28. Darüber hinaus veröffent-
licht das Statistische Bundesamt im Auftrag der Bundesregierung alle zwei Jahre 
einen Indikatorenbericht zur Erreichung der gesetzten Ziele29. Fast alle Bundesländer 
haben bereits Nachhaltigkeitsberichte (bzw. Fortschritts-/Indikatorenberichte) vorge-
legt, die zum Teil in unterschiedlichen Zeitabständen aktualisiert werden30. Unter den 
Kommunen ist eine Nachhaltigkeitsberichterstattung offenbar noch ausbaufähig: 
Nach der bereits mehrfach erwähnten Erhebung des Difu bestätigten im Jahr 2016 we-
niger als sieben Prozent mindestens einen Bericht, rund 18 Prozent planten einen sol-
chen, drei Viertel der Kommunen jedoch hatten keine entsprechenden Pläne31. 

Immerhin gibt es Bestrebungen hin zu einem Berichtsstandard: Vom Rat für Nachhal-
tige Entwicklung ist im März 2021 ein an den DNK angelehnter Berichtsrahmen für 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Kommunen in Form einer „Testversion“ zur prak
tischen Erprobung vorgelegt worden32. Zu den bei der Erarbeitung hinzugezogenen 
Stakeholdern und Experten gehörte auch das Institut für den öffentlichen Sektor33.

Ausblick: Berichtslegung als Einstieg in ein integriertes Steuerungssystem? 
Nicht zuletzt die vergangene Bundestagswahl hat gezeigt, dass Nachhaltigkeit und 
Klimaschutz keine Nischenthemen mehr sind, die nur von einzelnen Parteien vertre-
ten werden. Die Ausweitung der gesetzlichen Berichtspflichten für Unternehmen ist 
wie dargestellt bereits angekündigt und dürfte zukünftig auch den Kernbereich der 
öffentlichen Verwaltung erreichen, wie die aktuelle Blitzumfrage von KPMG und 
dem Institut für den öffentlichen Sektor (siehe Seite 13 in diesem Heft) nahelegt. 
Dabei dürfte augenfällig sein, dass eine Offenlegung der entsprechenden Aktivitäten 
nur der erste Schritt ist, letztlich ein umfassendes, integriertes Nachhaltigkeitssteue-
rungssystem in der eigenen Organisation nachzuweisen. Der Druck, in diese Rich-
tung zu gehen, dürfte unter dem erwähnten Stichwort Sustainable Finance nicht  
zuletzt von den Finanzmärkten ausgehen; der hohe Fremdkapitalbedarf der öffent
lichen Hand könnte hier als Hebel wirken34. Es steht zu erwarten, dass sich auch die 
öffentliche Hand einer Offenlegung ihrer Aktivitäten anhand der EU-Taxonomie stel-
len muss, auch Nachhaltigkeitsratings dürften künftig eine verstärkte Rolle spielen. 
Ein Steuerungssystem ohne Berücksichtigung von Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
als maßgebliche Zielsetzungen dürfte mittelfristig keine Zukunft mehr haben.  

Ferdinand Schuster, Maria Broll

27	 Vgl. Schuster, F.; Plazek, M., 2021, Nachhaltigkeitsberichterstattung in Unternehmen der öffentlichen Hand, Vom Nischenthema zum Mainstream,  
Audit Committee Quarterly extra, S. 72–74 (mit höherer Schätzung wegen des Einbezugs aller Rechtsformen)

28	 Vgl. Bundesregierung 2021, Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie, Weiterentwicklung 2021, S. 96 ff. und 131 ff.

29	 Vgl. ebenda, S. 104 und https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Nachhaltigkeitsindikatoren/indikatorenbericht-destatis.html

30	 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Nachhaltigkeitsindikatoren/Deutsche-Nachhaltigkeit/nachhaltigkeit-laender.html  
(abgerufen am 27.9.2021)

31	 Vgl. Bertelsmann Stiftung und Deutsches Institut für Urbanistik (Hrsg.) (2016): Monitor Nachhaltige Kommune, Teil 1, S. 50 f.

32	 https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2021/03/20210309_Berichtsrahmen-Nachhaltige-Kommune.pdf

33	 Vgl. PublicGovernance Sommer 2021, S. 29

34	 Vgl. KfW Research 2021, Sustainable Finance in Kommunen: Kann der grüne Kommunalkredit das Eis brechen? Nr. 339, 29.7.2021

CSR-Berichterstattung könnte ab dem Geschäfts-
jahr 2023 für bis zu 3.000 öffentliche Unternehmen  

verpflichtend werden
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BLITZUMFRAGE

Abbildung: Welche Instrumente oder Maßnahmen setzt Ihre Organisation im Bereich der Nachhaltigkeit ein? 

Öffentliche Unternehmen

(Mehrfachnennungen möglich, n= 93)
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Nachhaltigkeit ist eines der drängendsten Themen unserer Zeit – 
ihre hohe Relevanz macht nicht zuletzt die weltweite Bewegung 
„Fridays for Future“ mit ihrer Forderung nach mehr Klimaschutz 
derzeit öffentlichkeitswirksam deutlich. Doch was tun Verwal­
tungen und öffentliche Unternehmen, um selbst nachhaltiger zu 
werden? Das Institut für den öffentlichen Sektor und die KPMG 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sind dieser Frage in einer 
Blitzumfrage im Juni und Juli 2021 nachgegangen. An der bun­
desweiten Umfrage unter Leserinnen und Lesern der Fachzeit­
schrift PublicGovernance beteiligten sich knapp 100 Angehörige 
des öffentlichen Sektors – zwei Drittel waren Beschäftigte aus 
Kommunal-, Landes- oder Bundesverwaltungen und ein Drittel 
stammte aus öffentlichen Unternehmen.

Bedeutung von Nachhaltigkeit aktuell im Mittelfeld –  
erhebliche Zunahme vor allem bei Unternehmen erwartet 
Für Organisationen des öffentlichen Sektors hat nachhaltiges 
Handeln momentan einen offenbar eher mittleren Stellenwert. 
Insgesamt bewerten öffentliche Unternehmen die aktuelle  

  

 Wie nachhaltig ist der öffentliche Sektor? 
Bedeutung nachhaltigen Handelns leicht höher (Median von  
7 auf der 10er-Skala) als die Verwaltung (Median 6). Lediglich  
ein Viertel aller Befragten im öffentlichen Sektor betrachtet 
Nachhaltigkeit als ein Thema mit hohem Stellenwert. Dieser  
Anteil wird allerdings den Umfrageergebnissen zufolge erheb­
lich zunehmen: In fünf Jahren erwarten zwei Drittel der Ver­
waltungsinstitutionen und mehr als drei Viertel der öffentlichen  
Unternehmen eine hohe Bedeutung nachhaltigen Handelns. 

Umsetzung von Nachhaltigkeitsinstrumenten: Controlling 
noch lückenhaft?
Unter den eingesetzten Instrumenten für mehr Nachhaltigkeit 
dominiert der nachhaltige Einkauf, mehr als die Hälfte der  
Befragten (56 Prozent) setzen bereits auf nachhaltige Beschaf­
fung. Knapp jeder zweite (49 Prozent) hat Nachhaltigkeitsstrate­
gien implementiert. Der offenbar höhere Stellenwert nachhal­
tigen Handelns bei öffentlichen Unternehmen gegenüber  
der Verwaltung spiegelt sich darin wider, dass fast zwei Drittel 
der Unternehmen (61 Prozent) eine Nachhaltigkeitsstrategie  

100 %75 %50 %25 %0 %

Nachhaltige Beschaffung 60
48

Einzelne Nachhaltigkeitszielsetzungen,  
z.B. Reduzierung des CO2-Ausstoßes

53
58

Nachhaltigkeitsberichterstattung 27
52

Nachhaltigkeitsprüfung bei Maßnahmen 27
24

Verfolgung der SDGs 25
24

Verwendung von Nachhaltigkeitsindikatoren 
bei der Führung der Organisation

8
12

Nachhaltigkeitshaushalt 8
9

Es werden keine Maßnahmen ergriffen 9
13

Quelle: KPMG AG Wirtschaftsprüfungs
gesellschaft / Institut für den öffentlichen 
Sektor e.V. (2021)

Öffentliche Verwaltung gesamt
(Bund/Land/Kommune)

Umweltmanagementsystem  
(z.B. nach EMAS oder ISO 14001) 30

15

Vollzeit- oder Teilzeitstelle zur Nachhaltigkeits-
koordination

27
36

Nachhaltigkeitsstrategie 61
43
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anwenden. Bei den Verwaltungsinstitutionen dagegen ist dies 
lediglich bei weniger als der Hälfte (43 Prozent) der Fall. Aller­
dings klafft eine Lücke zwischen eingesetzten Nachhaltigkeits­
instrumenten und deren Erfolgskontrolle: Nur jeder zehnte  
Befragte nutzt Indikatoren zur Erfolgsmessung der verwendeten 
Instrumente. Dies deutet auf einen nur schwach ausgeprägten 
Ansatz für die Umsetzung von Nachhaltigkeit hin. 

Nachhaltigkeitsstrategien in öffentlichen Unternehmen  
etablierter als in der Verwaltung
Über die Gründe, warum öffentliche Unternehmen in höherem 
Maße Nachhaltigkeitsstrategien einsetzen als die Verwaltung, 
können an dieser Stelle nur Vermutungen angestellt werden. 
Möglicherweise besteht ein Zusammenhang mit der höheren 
Neigung der Unternehmen, auch eine Nachhaltigkeitsbericht­
erstattung vorzunehmen (siehe unten), obwohl sie dazu derzeit 
noch kaum verpflichtet sind. Ein weiterer Grund, eine Nachhal­
tigkeitsstrategie anzuwenden, mag auch die Vermeidung von 
Reputationsschäden sein. Für öffentliche Unternehmen dürften 
die Auswirkungen stärker sein als für Behörden. Schließlich  
drohen einem Unternehmen bei Fehlverhalten oder Unterlassen  
neben einem Imageverlust auch gravierende wirtschaftliche 
Schäden. Derartige Konsequenzen sind für Behörden kaum 
denkbar. Zudem ist die Haftung einer Unternehmensleitung 
stärker ausgeprägt als die einer Verwaltungsspitze.   

Mehrheit kauft nachhaltig ein – gesetzliche Auflagen  
möglicherweise ausschlaggebend 
Am häufigsten unter den möglichen Instrumenten wählen  
die Befragten die nachhaltige Beschaffung. Dies gilt vor allem  
für die Länder- und Kommunalebene. Auf Länderebene ist  
die Bedeutung des nachhaltigen Einkaufs sogar noch stärker  
(68 Prozent) als in Kommunen (59 Prozent). Eine Erklärung 
könnte der höhere Professionalisierungsgrad auf der Länder­
ebene sein: Denn dort geschieht der Einkauf in tendenziell  
höherem Umfang und größeren Einheiten. 

Der hohe Stellenwert insbesondere des nachhaltigen Einkaufs 
dürfte seinen Ursprung auch in der Erfüllung der Landesver­
gabegesetze haben, nach denen Nachhaltigkeitsaspekte bei der 
Beschaffung zu berücksichtigen sind. Insbesondere Verwaltun­
gen und Unternehmen, die auf Länder- oder Kommunalebene 
nachhaltige Produkte und Dienstleistungen beschaffen, haben 
somit vermutlich insbesondere diejenigen Nachhaltigkeits­
aspekte im Blick, zu deren Beachtung sie per Gesetz verpflichtet 
sind. Ob dies auch eine strategische Beschaffung mit umfassen­
der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten1 bedeutet, 
ist damit noch nicht erkennbar. 

Nachhaltigkeitsberichterstattung: Unternehmen  
und Kommunen rechnen mit baldiger Verpflichtung
Ein gutes Viertel aller Befragten nimmt offenbar freiwillig eine 
Nachhaltigkeitsberichterstattung vor (28 Prozent). Bei öffent­

1	 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor, KPMG 2020, Strategischer Einkauf im Blick, Die öffentliche Hand  
auf dem Weg vom Bestellabwickler zum strategischen Einkäufer, Berlin

lichen Unternehmen kommt Berichtslegung jedoch wesent­
lich häufiger zum Tragen als bei der öffentlichen Verwaltung  
(52 Prozent gegenüber 27 Prozent). Zwar unterliegen bislang 
die wenigsten öffentlichen Unternehmen einer Berichts­
pflicht, allerdings gelten Berichtspflichten für große kapital­
marktorientierte Unternehmen bereits – deren Handeln  
dürfte auf (die meist kleineren) öffentlichen Unternehmen, 
vor allem solche aus der gleichen Branche, abstrahlen. Für 
eine Minderheit von 8 Prozent der Befragten – hauptsächlich  
Unternehmen – besteht angabegemäß bereits eine Pflicht  
zur Berichterstattung. 

Standards für die Berichterstellung sind bislang nur für Unter­
nehmen von Bedeutung. Hier dominiert der Deutsche Nach­
haltigkeitskodex DNK, gefolgt von der gesetzlichen Vorschrift 
des vor allem für kapitalmarktorientierte Unternehmen  
geltenden CSR-RUG. Die möglicherweise auf das CSR-RUG 
nachfolgende Regelung, die CSRD (Corporate Sustainability 
Reporting Directive) wird allerdings ab dem Jahr 2024 je nach 
Ausgestaltung auch auf schätzungsweise 3.000 öffentliche 
Unternehmen zukommen. Die meisten Befragten – vor allem 
die Mehrheit der öffentlichen Unternehmen (62 Prozent) und 
Kommunalverwaltungen (59 Prozent) – rechnen mit einer  
Verpflichtung innerhalb der nächsten zwei Jahre. Anders als 
bei den Unternehmen existiert allerdings für Verwaltungs­
organisationen bislang noch kein entsprechender Standard2. 

Ausblick: stärkere Professionalisierung zu erwarten 
Die aktuell bestehende Diskrepanz zwischen angewandten 
Nachhaltigkeitsmaßnahmen gegenüber fehlenden Steue­
rungsinstrumenten (Kennzahlen bzw. Indikatoren) könnte  
auf Probleme bei der Operationalisierung von Nachhaltigkeit  
hindeuten. Vielfach wird Nachhaltigkeit wohl noch eher als 
oberflächliche „Pflichterfüllung“ betrachtet oder als reines 
Marketinginstrument, jedoch weniger als eine Grundlage  
alltäglichen Handelns. Bei fast der Hälfte der Befragten  
(44 Prozent) über alle Verwaltungsebenen hinweg und in den 
Unternehmen hat das Beachten von Nachhaltigkeitsaspekten 
die berufliche Tätigkeit noch nicht spürbar verändert. Mit 
wachsender Bedeutung von Nachhaltigkeit und zunehmenden 
gesetzlichen Verpflichtungen für Berichte und möglicher­
weise auch die Einführung von Strategien wird jedoch eine 
stärkere Professionalisierung zu erwarten sein. In den  
nächsten Jahren werden somit bei allen Institutionen des 
öffentlichen Sektors tragfähige Strategien mit effektiven  
Steuerungsinstrumenten benötigt (vergleiche hierzu auch 
den Schwerpunktartikel in dieser Ausgabe, Seite 8 ff).   

Nina Kairies-Lamp, Ferdinand Schuster, Maria Broll

2	 Vgl. den Schwerpunktartikel in dieser Ausgabe, S. 6 –12
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Das Institut trauert um Kurt Biedenkopf

NACHRUF

Mit großer Trauer haben Beirat, Vorstand 
und Team des Instituts für den öffentli-
chen Sektor am 12. August vom Ableben 
von Prof. Dr. Kurt Biedenkopf erfahren. 
Mit ihm verliert das Institut ein enga
giertes Mitglied seines Beirates. Über 15 
Jahre lang hat Kurt Biedenkopf dieses 
Gremium, dem er von dessen Anbeginn 
bis zu seinem Tode angehörte, an seinem 
so reichen Erfahrungsschatz und Wissen 
teilhaben lassen. Wir verdanken ihm als 
Institut vielfachen klugen Rat und enga-
gierte Fürsprache. 

Erinnern möchten wir an dieser Stelle an 
seine Auftritte als Redner auf unseren 
PublicGovernance Roundtables in Berlin, 
Hamburg, München und Leipzig. Die The
men seiner Vorträge bezogen sich auf die 
Corporate Governance öffentlicher Un-
ternehmen und die Rolle des Aufsichtsra-
tes. Im Juni 2009 hatte er auf unserer 
Veranstaltung in Berlin die Gelegenheit, 
als einer der Ersten den damals gerade 
verabschiedeten Public Corporate Gover-
nance Kodex des Bundes öffentlich zu 
kommentieren. Hervorgehoben sei auch 
seine Mitwirkung an dem Vorschlag des 
Instituts zur Tilgung der Staatsschulden, 
der als Publikation Ende 2011 unter dem 
Titel „Runter vom Schuldenberg“ erschie-
nen ist. Zu verweisen ist zudem auf seinen 
später in der PublicGovernance veröf-
fentlichten Gastkommentar zum Thema 
„Öffentlicher Sektor und demografischer 
Wandel“. Allein dreimal war Kurt Bieden-
kopf Referent und Ehrengast bei Round
table-Veranstaltungen in Heidelberg: im 
Oktober 2009 zu dem Thema „Der Auf-
sichtsrat in der Pflicht – Die Bedeutung 
von Kontrollorganen in Krisenzeiten“, im 
Oktober 2011 zum Schwerpunkt „Staat 
und Gesellschaft im demografischen 
Wandel“ und schließlich im März 2013 zur 
Frage „Die neue Bescheidenheit – Was 
kommt nach dem Wachstumsdogma?“. 

Was unter anderem in den Heidelberger 
Veranstaltungen allen Anwesenden erleb-
bar wurde, waren seine rhetorische Kraft, 
die beispielgebende intellektuelle Schärfe 

und sein auf beeindruckender Erfahrung 
als Wissenschaftler, Unternehmensvor-
stand und Politiker fußendes sicheres 
Wertgefühl. Er besaß die Fähigkeit, die 
schwierigen, abstrakten Themen in ein 
Licht des Optimismus und der lösungs-
orientierten Tat zu rücken. Von der Be-
geisterung über diese positive Grund-
stimmung wussten die Gäste auch Jahre 
danach noch in Gesprächen zu berichten. 

In die Arbeit unseres Instituts hat Kurt 
Biedenkopf immer wieder seine per- 
sönlichen Überzeugungen eingebracht: 
Die Notwendigkeit von Reformen des 
Gemeinwesens bei gleichzeitigem Aus-
gleich unterschiedlicher Interessen und 
Wahrung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts. Die langfristige Versöhnung 
des Gegensatzes zwischen Kapital und 
Arbeit, nicht zuletzt durch Sicherung der 
Mitbestimmung. Die Stärkung „kleiner 
Gemeinschaften“ in Form von Familie und 
Kommune zur Lösung der Probleme vor 
Ort. Die kritische Sicht auf die Wachs-
tumsorientierung der Wirtschaft. Ein  
wacher Blick auf die weltweiten Heraus-
forderungen, vor allem die Überbevölke-
rung und die großen Wanderungsbewe-
gungen. Eine nüchterne Konzentration 
auf das politisch Machbare, gepaart mit 
einem starken Hang zu unkonventionel-
lem Vordenken im Hinblick auf gegen-
wärtige und künftige Herausforderungen. 
Und schließlich: Auch wenn Mehrheiten 
es anders sehen, an den eigenen Über-
zeugungen festzuhalten und unbeque-
mer Mahner zu bleiben. 

Wir empfinden Kurt Biedenkopf gegen-
über großen Dank für die inspirierenden 
Begegnungen mit ihm. 

Er wird uns sehr fehlen. 
Dr. Ferdinand Schuster,  

PD Dr. Thorsten Helm
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IM FOKUS

Nachhaltige IT-Beschaffung – grün,  
sozial und wirtschaftlich

gelegt werden, sollte im Sinne einer 
möglichst langen Lebensdauer darauf 
geachtet werden, dass dieses auch den 
absehbaren Bedarf in den nächsten Jah-
ren decken kann. Die Langlebigkeit kann 
durch die Beschaffung von leicht repa-
rier- und aufrüstbaren Produkten geför-
dert werden, bei denen typische „Ver-

Eine Warengruppe hat dabei aktuell be-
sondere Relevanz: die Informationstech-
nik (IT). Denn Herstellung, Betrieb und 
Entsorgung von IT-Produkten können 
nicht nur gravierende Auswirkungen auf 
die Umwelt, sondern auch unmittelbaren 
Einfluss auf die Menschen haben, die an 
dem Lebenszyklus dieser Produkte betei-
ligt sind. Die Berücksichtigung von Nach-
haltigkeitsaspekten sollte an verschie
denen Stellen im Beschaffungsprozess 
erfolgen (vergleiche auch Abbildung 1).

1.	� Festlegung des Beschaffungs
bedarfs sowie der Bedingungen  
für die Auftragsausführung  
(Leistungsbeschreibung und  
Vertragsbedingungen)

Nachhaltiges Handeln in der öffentlichen 
Beschaffung fängt schon mit der Frage 
an, ob überhaupt etwas Neues erworben 
werden soll. Alternativen zum Kauf eines 
neuen Produkts können beispielsweise 
die Reparatur und fortgeführte Nutzung 
eines vorhandenen Produkts oder die 
Beschaffung eines gebrauchten und wie-
deraufbereiteten Produkts sein.1 Solche 
Ansätze sind oft nicht nur umwelt- und 
sozialverträglicher, sondern auch wirt-
schaftlicher. 

Sobald die Leistungsanforderungen für 
ein neu zu beschaffendes Produkt fest-

1	 Vgl. auch § 2 Abs. 1 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Beschaf-
fung energieeffizienter Leistungen (AVV-EnEff) für Auftragsvergaben 
des Bundes bzw. § 2 Abs. 1 Satz 5 Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zur Beschaffung klimafreundlicher Leistungen (AVV Klima). Die AVV 
Klima tritt am 01.01.2022 in Kraft und wird die AVV-EnEff ablösen.

schleißteile“ (wie Akkus bei Notebooks 
oder Smartphones) nicht fest verbaut, 
sondern leicht austauschbar sind. Um 
eine Langlebigkeit zu unterstützen, kann 
es sinnvoll sein, Auftragnehmer neben 
der Lieferung der Produkte auch mit 
Wartung, Reparatur und Vorhaltung von 
Ersatzteilen für angemessene Zeiträume 

Schaut man sich aktuelle Entwicklungen im Bereich öffentliche Beschaffung und Vergaberecht an, 

so kommt man am Thema Nachhaltigkeit nicht vorbei. Dies betrifft sowohl umweltbezogene als 

auch soziale Belange im Einkaufsprozess. Der öffentliche Einkauf kann nicht zuletzt aufgrund seiner 

Marktmacht Anreize zur Verfolgung von Nachhaltigkeitszielen durch die Anbieter schaffen. Gleich­

zeitig hat er eine Vorbildrolle für private und andere Beschafferinnen und Beschaffer.

Abbildung 1: Berücksichtigung von Nachhaltigkeit an verschiedenen Stellen im  

Vergabeprozess

Quelle: KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (2021)

Leistungsbeschreibung 
und Festlegung der 

Vertragsbedingungen

Prüfung des Nichtvorliegens 
von Ausschlussgründen  
und Eignungsprüfung

Angebotswertung anhand 
der Zuschlagskriterien

Markterkundung im Vorfeld des Vergabeverfahrens: 
Welche umweltbezogenen und sozialen Aspekte kann der Anbietermarkt bereits  

(oder bis wann) umsetzen? Welche Nachweise eignen sich?

• �Hinterfragen des eigenen  
Bedarfs (zum Beispiel Not-
wendigkeit eines neuen Pro-
dukts gegenüber Reparatur 
bestehender Produkte) 

• �Sicherstellung einer langen 
Produktlebensdauer bei 
neuen Produkten

• �Einhaltung von umweltbezo-
genen und/oder sozialen Be
langen durch den Leistungs-
gegenstand (zum Beispiel 
Energieverbrauch) sowie bei 
der Auftragsausführung (zum 
Beispiel Lieferkette, Verpa-
ckung, Versand) – Nachweis 
u.a. mithilfe von Gütezeichen

• �Eventuell Nachweis der  
Beachtung von ILO-Kern
arbeitsnormen

• �Ausschluss von Vergabever-
fahren bei Verstoß gegen  
umwelt-, sozial- oder arbeits-
rechtliche Verpflichtungen 
möglich

• �Überprüfung des Liefer-
kettenmanagement- und  
Lieferkettenüberwachungs-
systems

• �Überprüfung von Umwelt
managementmaßnahmen

• �Neben Preis und Kosten auch 
qualitative, umweltbezogene 
oder soziale Kriterien berück-
sichtigen

• �Bei preislicher Wertung auch 
Lebenszykluskosten einbe
ziehen

• �Zuschlagskriterien definieren, 
die eine bessere Bewer- 
tung bei Übererfüllung von  
Nachhaltigkeitskriterien  
ermöglichen 

Relevante Aspekte für die Gewährleistung von Nachhaltigkeit
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zu beauftragen. Sofern für die Nutzung 
eines Produkts Zubehör wie Akkuladege-
räte nötig ist, könnte beispielsweise vor-
gegeben werden, dass die Anschlüsse 
hierfür genormt sein müssen und dass 
die Zubehörteile nicht automatisch mitge-
liefert werden, sondern jeweils separat 
und nach dem individuellen Bedarf zu  
bestellen sind, um die Weiternutzung ver-
fügbarer Zubehörteile zu ermöglichen.  

Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit von 
IT-Produkten hängen stark vom Energie-
verbrauch ab. Daher sollte hohe Energie-
effizienz als Mindestanforderung an die 
Leistungen aufgenommen werden.2 Als 
Maßstab kann hier zum Beispiel für Desk-
topcomputer oder Notebooks der berech-
nete typische Energieverbrauch (typical 
energy consumption, ETEC) gemäß der 
IEC-Norm 62623:20123 herangezogen 
werden. Es könnten Maximalwerte vor-
gegeben sowie die Werte der angebote-
nen Produkte abgefragt werden.4  

Solche Vorgaben können über das Leis-
tungsbestimmungsrecht des Auftragge-
bers gerechtfertigt werden. Dass Merk-
male des Auftragsgegenstands in der 
Leistungsbeschreibung auch soziale und 
umweltbezogene Aspekte umfassen 
können, sieht § 31 Abs. 3 Vergabeverord-
nung (VgV) bzw. § 23 Abs. 2 Unterschwel-
lenvergabeordnung (UVgO) vor. Die Merk-
male können sich auch auf den Prozess 
oder die Methode zur Herstellung oder 
Erbringung der Leistung bzw. auf ein  

2	 Vgl. auch § 67 VgV sowie § 2 Abs. 2 AVV-EnEff bzw. künftig § 4 Abs. 1 
AVV Klima für Auftragsvergaben des Bundes.

3	 IEC 62623:2012 Desktop and notebook computers – Measurement  
of energy consumption. 

4	 Konkrete Formulierungshilfen für die Gestaltung der Vergabeunter
lagen bietet die „Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen –  
Kriterien der EU für eine umweltorientierte öffentliche Beschaffung 
von Computern, Monitoren, Tablets und Smartphones“ vom 
5.3.2021, SWD (2021) 57 final, Ziffer 5.

anderes Stadium im Lebenszyklus des  
Auftragsgegenstands einschließlich der 
Produktions- und Lieferkette beziehen. 
Voraussetzung hierfür ist, dass diese 
Merkmale in Verbindung mit dem Auf-
tragsgegenstand stehen und zu dessen 
Wert und Beschaffungszielen verhältnis-
mäßig sind.

Umweltbezogene und/oder soziale Be-
lange können darüber hinaus auch als  
Bedingungen an die Auftragsausführung 
berücksichtigt werden, die sich nicht auf 
den Leistungsgegenstand an sich be
ziehen. Sie müssen aber gemäß § 128 
Abs. 2 Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) mit dem Auftrags-
gegenstand gemäß § 127 Abs. 3 GWB in 
Verbindung stehen.5 In Betracht könnte 
beispielsweise die Vorgabe kommen, für 
die Produktlieferung nur recycelbares Ver-
packungsmaterial zu verwenden. Für die 
Berücksichtigung sozialer Belange kann 
der Auftraggeber die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen6 entlang der Liefer-
kette während der Vertragslaufzeit verlan-
gen. Um die Einhaltung dieser Vorgaben 
zu kontrollieren, können dem Auftragge-
ber vertraglich Überprüfungsmöglichkei-
ten eingeräumt werden, etwa indem sich 
der Auftragnehmer verpflichten muss, mit 
unabhängigen Monitoring-Organisatio-
nen wie Electronics Watch zusammen-
zuarbeiten.7 

5	 Vgl. für den Unterschwellenbereich § 46 UVgO.

6	 Die Internationale Arbeitsorganisation (International Labour Organi
zation ILO) ist eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen, deren 
Selbstverständnis und Handeln von den Grundprinzipien Vereini-
gungsfreiheit und Recht auf Kollektivverhandlungen, Beseitigung der 
Zwangsarbeit, Abschaffung der Kinderarbeit und Verbot der Diskrimi-
nierung in Beschäftigung und Beruf bestimmt ist. Diese Grundprinzi-
pien haben in acht Übereinkommen, die auch als Kernarbeitsnormen 
bezeichnet werden, ihre konkrete Ausgestaltung erfahren (vgl. https://
www.ilo.org/berlin/arbeits-und-standards/kernarbeitsnormen/lang-
-de/index.htm, zuletzt abgerufen am 6.10.2021).  

7	 Electronics Watch unterstützt Organisationen der öffentlichen Hand 
bei der Zusammenarbeit und kooperiert mit Monitoring-Partnern  
in den Produktionsregionen, um die Rechte von Arbeiterinnen und  
Arbeitern sowie die Arbeitssicherheit in den Lieferketten ihrer Elektro-
nikprodukte sicherzustellen, siehe https://electronicswatch.org/de.

Gütezeichen als Nachweise  
sozialer und umweltbezogener 
Nachhaltigkeit8

Das Überprüfen der Einhaltung umwelt-
bezogener und sozialer Anforderungen 
wird von öffentlichen Beschaffungsstel-
len insbesondere aufgrund der Komplex
ität der Lieferketten von IT-Produkten oft 
als Herausforderung gesehen. Eine prag-
matische Lösung kann das Einfordern  
einer Nachweisführung durch die Bieter 
mittels Gütezeichen sein (im Sinne der 
§§ 34, 61 VgV bzw. §§ 24, 46 UVgO). 
Nach diesen Vorschriften kann der öffent-
liche Auftraggeber die Vorlage von Güte-
zeichen verlangen, sofern dabei die Vor-
aussetzungen von § 34 Abs. 2 bis 5 VgV 
bzw. § 24 Abs. 2 bis 5 UVgO eingehalten 
werden. Demnach muss beispielsweise 
sichergestellt sein, dass alle betroffenen 
Anbieter Zugang zum Gütezeichen haben, 
etwa indem die Anforderungen im Inter-
net veröffentlicht werden.9  

8	 https://ec.europa.eu/environment/gpp/eu_gpp_criteria_en.htm  
(zuletzt abgerufen am 6.10.2021).

9	 Vgl. die Begründung zu § 34 VgV, BT-Drs. 18/7318, S. 173.

Praxistipp: Konkrete Formulierungs
beispiele für eine umweltorientierte öffent
liche Beschaffung (green public procure-
ment), die ohne Weiteres in die Vergabe
unterlagen integriert werden können, 
bieten die Arbeitsunterlagen der Kommis
sionsdienststellen zu Kriterien der EU für 
eine umweltorientierte öffentliche  
Beschaffung, beispielsweise von Compu-
tern, Monitoren, Tablets und Smartphones 
oder für Datenzentren, Serverräume  
und Cloud-Dienste. Die Unterlagen sind  
abrufbar auf der Internetseite der EU- 
Kommission.8

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Für die Beschaffung von IT-Leistungen 
sind insbesondere die Gütezeichen TCO 
Certified12, Blauer Engel13 und EU Eco
label14 von Interesse, die unterschiedli-
che Produktkategorien umfassen und 
verschiedene Nachhaltigkeitsaspekte ab-
decken (vergleiche Abbildung 2). So be-
rücksichtigt das Gütezeichen TCO Certi-
fied sowohl umweltbezogene als auch 
soziale Belange für Produktkategorien 
wie Monitore, Notebooks, Desktop-
Computer, Smartphones etc. Der Auf-
traggeber ist nicht gezwungen, ein Güte-
zeichen vollständig zu verwenden, es 
kann auch als Beleg für Teilaspekte vor-
gegeben werden. In diesem Fall muss 
der Auftraggeber die betreffenden Anfor-
derungen, auf die es ihm ankommt, in 
den Vergabeunterlagen angeben (§ 34 
Abs. 3 VgV, § 24 Abs. 3 UVgO). Gibt der 
Auftraggeber ein bestimmtes Gütezei-
chen vor, muss er allerdings auch andere 
Gütezeichen als Beleg akzeptieren, die 
gleichwertige Anforderungen stellen. 
Hierbei liegt die Nachweispflicht für die 
Gleichwertigkeit beim Bieter (§ 34 Abs. 4 
VgV, § 24 Abs. 4 UVgO). Dies gilt wegen 
des Diskriminierungsverbots insbeson-
dere für Gütezeichen, die in anderen EU-
Mitgliedstaaten ausgestellt wurden.15 
Um den Wettbewerb nicht unangemes-
sen zu beschränken, können Anbieter in 
Ausnahmefällen auch andere geeignete  
Belege nutzen, um nachzuweisen, dass 
die von ihnen zu erbringende Leistung 
die Anforderungen des geforderten Güte-


10	 Die Internetplattform Kompass Nachhaltigkeit ist ein Kooperations-
projekt von Engagement Global mit ihrer Servicestelle Kommunen  
in der Einen Welt (SKEW) und der Deutschen Gesellschaft für inter
nationale Zusammenarbeit (GIZ) im Auftrag des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ),  
vgl. https://www.kompass-nachhaltigkeit.de.

11	 Vgl. www.kompass-nachhaltigkeit.de/fileadmin/user_upload/ 
Doks_fuer_Guetezeichen-Finder/2021_Konformitaetspruefung_ 
Guetezeichen_mit__34_Abs_2_VgV.pdf (zuletzt abgerufen am 
6.10.2021).

12	 https://tcocertified.com/de.

13	 https://www.blauer-engel.de.

14	 https://www.eu-ecolabel.de.

15	 Vgl. die Begründung zu § 34 VgV, BT-Drs. 18/7318, S. 174.

zeichens oder die vom öffentlichen Auf-
traggeber angegebenen spezifischen 
Anforderungen erfüllt (§ 34 Abs. 5 VgV,  
§ 24 Abs. 5 UVgO). Diese Alternative  
besteht aber nur dann, wenn der Anbie-
ter aus ihm nicht zurechenbaren Gründen 
nachweislich keine Möglichkeit hatte, 
das vom Auftraggeber angegebene oder 
ein gleichwertiges Gütezeichen innerhalb 
der einschlägigen Frist zu erlangen. Die 
Voraussetzungen sind deshalb so eng, 
weil die Nachweisführung mittels Güte-
zeichen dem Auftraggeber schließlich 
gerade aufwendige Gleichwertigkeits-
prüfungen ersparen soll.

Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnorm 
als weitere Vorgabe
Sofern der öffentliche Auftraggeber die 
Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen 
als Bedingung für die Auftragsausführung 
gemäß § 128 Abs. 2 GWB vorsehen will, 
ist die unkomplizierteste Vorgehensweise, 
die „Verpflichtungserklärung zur Einhal-
tung von Arbeits- und Sozialstandards  
in der öffentlichen ITK-Beschaffung“ in  
die Vergabeunterlagen aufzunehmen. Die  
Erklärung wurde durch die Kompetenz-
stelle für Nachhaltige Beschaffung (KNB) 
für das Beschaffungsamt des Bundes
ministeriums des Innern (BeschA) ge-
meinsam mit dem Digitalverband Bitkom 
e.V. erarbeitet. Sie enthält in sich schlüs-
sige vertragliche Regelungen, die – zum 
Bestandteil der Vergabeunterlagen ge-
macht – als vertragliche Vereinbarungen 
für die Ausführung des Auftrags dienen 
und bei Nichtbeachtung bis zur Kündi-
gung führen können. 

2.	� Prüfung des Nichtvorliegens  
von Ausschlussgründen und  
Eignungsprüfung16 

Auch bei der Prüfung auf Nichtvorlie- 
gen von Ausschlussgründen und der Eig-
nungsprüfung spielen Nachhaltigkeits
aspekte eine Rolle. 

Öffentliche Auftraggeber können ein  
Unternehmen von der Teilnahme am  
Vergabeverfahren ausschließen, wenn 
dieses bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende 
umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche 
Verpflichtungen verstoßen hat (§ 124 
Abs. 1 Nr. 1 GWB17).

Der öffentliche Auftraggeber kann nach  
§ 46 Abs. 3 Nr. 4 VgV zum Nachweis der 
technischen und beruflichen Leistungs-
fähigkeit des Bieters Angaben zu einem 
Lieferkettenmanagement- und Lieferket

16	 Handreichung Verpflichtungserklärung zur Einhaltung von Arbeits- 
und Sozialstandards in der öffentlichen ITK-Beschaffung, heraus
gegeben vom BeschA, Stand Dezember 2020, abrufbar unter http://
www.nachhaltige-beschaffung.info/SharedDocs/Kurzmeldungen/
DE/2021/210305_Handreichung_Verpflichtungserklaerung.html.  
(zuletzt abgerufen am 6.10.2021).

17	 Im Unterschwellenbereichin Verbindung mit § 31 UVgO.

Praxistipp: Um den Auftraggebern die  
Prüfung zu erleichtern, ob ein Gütezeichen 
den Anforderungen des § 34 Abs. 2 VgV 
bzw. § 24 Abs. 2 UVgO entspricht, findet 
sich auf der Internetplattform Kompass 
Nachhaltigkeit10 eine Liste der Güte-
zeichen, die diese Bedingungen erfüllen.11

Praxistipp: Für die sachgerechte Anwen-
dung der Verpflichtungserklärung zur Ein
haltung von Arbeits- und Sozialstandards in 
der öffentlichen ITK-Beschaffung hat das 
Beschaffungsamt des Bundesinnenminis-
teriums (BeschA) eine praktische Hand
reichung entwickelt. Sie enthält die aktuelle 
Version der Verpflichtungserklärung.16

Abbildung 2: Gütezeichen und ihre Anwendungsbereiche
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TCO Certified

• �weltweit vergeben

• �Anwendungsbereich:  
IT-Produkte in elf Produkt
kategorien (Notebooks,  
Tablets, Headsets, Server 
etc.)

Blauer Engel

• �in Deutschland vergeben

• �Anwendungsbereich:  
Breite Produktpalette in den 
Bereichen Alltag/Wohnen,  
Papier/Druck, Green-IT/ 
Elektrogeräte, Bauen/Heizen, 
Gewerbe/Mobilität

EU Ecolabel

• �Vergabe und Anerkennung in 
allen EU-Mitgliedstaaten 
sowie Norwegen, Island und 
Liechtenstein 

• �Anwendungsbereich:   
27 Produkt- und Dienstleis-
tungsbereiche (im IT-Bereich 
z.B. elektronische Displays)

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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tenüberwachungssystem, das dem Un-
ternehmen zur Vertragserfüllung zur Ver-
fügung steht, verlangen18, da sich dieses 
nicht nur auf die Sicherstellung der Stabi-
lität der Lieferkette, sondern auch auf 
umweltbezogene oder soziale Aspekte 
beziehen kann.19 Der öffentliche Auftrag-
geber kann gemäß § 46 Abs. 3 Nr. 7 VgV 
die Angabe der Umweltmanagement-
maßnahmen fordern, die das Unterneh-
men während der Auftragsausführung 
anwendet. Wird ein Nachweis verlangt, 
der über eine Eigenerklärung des Unter
nehmens hinausgeht, gilt zusätzlich § 49 
Abs. 2 VgV. Dort ist geregelt, auf welche 
Normen sich der Auftraggeber bei einer 
Zertifizierung beziehen kann. In Betracht 
kommt beispielsweise das „Gemein-
schaftssystem für Umweltmanagement 
und Umweltbetriebsprüfung“ (EMAS) 
oder die Zertifizierung nach DIN EN ISO 
14001:2015-11 (Umweltmanagementsys
teme).20 Dabei gilt immer, dass Eignungs-
kriterien mit dem Auftragsgegenstand in 
Verbindung und zu diesem in einem an-
gemessenen Verhältnis stehen müssen 
(§ 122 Abs. 4 GWB, § 33 Abs. 1 UVgO). 
Die Angemessenheit der Eignungsanfor-
derungen im Verhältnis zum Auftragsge-
genstand ist Ausdruck des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit. Das Eignungs-
kriterium muss geeignet und erforderlich 
sein, um die Leistungsfähigkeit im Hin-
blick auf den ausgeschriebenen Auftrags-
gegenstand nachzuweisen. Dabei sind 
unter anderem die Komplexität des Auf-
trags sowie das Gewicht, das eine ord-
nungsgemäße Auftragserfüllung für den 
Auftraggeber hat, in den Blick zu neh-
men. Besonders hohe Anforderungen an 
die Leistungsfähigkeit können insbeson-
dere dann unangemessen sein, wenn sie 
wettbewerbsbeschränkende Wirkung 
entfalten, weil nur ein oder wenige Un-
ternehmen diese Anforderungen erfül-
len. In einem solchen Fall ist daher erfor-
derlich, dass derartige Anforderungen 
durch gewichtige Gründe gerechtfertigt 
sind.21 

18	 Im Unterschwellenbereich ist für die Eignungskriterien gemäß  
§ 33 UVgO eine Orientierung an den Oberschwellenvorschriften  
zulässig.

19	 Vgl. auch Goldbrunner in: Ziekow/Völlink, Vergaberecht, 4. Auflage 
2020, § 46 VgV Rz. 27. 

20	 Zum Hintergrund vgl. https://www.umweltbundesamt.de/ 
themen/wirtschaft-konsum/wirtschaft-umwelt/umwelt-energie
management#wozu-dient-ein-umwelt-und-energiemanagement.

21	 OLG Düsseldorf, Beschluss vom 27.06.2018 – Ver 4/18.

3.	� Angebotswertung anhand der 
Zuschlagskriterien

Neben dem Preis oder den Kosten kön-
nen gemäß § 58 Abs. 2 Satz 2 VgV bzw. 
§ 43 Abs. 2 Satz 2 UVgO auch qualitative, 
umweltbezogene oder soziale Zuschlags-
kriterien berücksichtigt werden. Hinsicht-
lich der preislichen Wertung empfiehlt es 
sich, nicht nur die Anschaffungskosten, 
sondern auch die Lebenszykluskosten 
der Leistung (Anschaffungs-, Nutzungs-, 
Wartungs-, Entsorgungs-, Recyclingkos-
ten etc.) zu bewerten.22 Hierzu enthält  
§ 59 VgV detaillierte Vorgaben.23

In qualitativer Hinsicht kann es sinnvoll 
sein, Zuschlagskriterien zu definieren, die 
eine bessere Bewertung eines Angebots 
ermöglichen, das die oben als Mindest-
anforderungen an die Leistung angespro-
chenen Aspekte übererfüllt, beispiels-
weise bei einem Produkt, das energie
effizienter ist als mindestens gefordert. 
Sofern in dem relevanten Markt die Situ-
ation besteht, dass viele Anbieter ambi
tionierte Mindestanforderungen an die 
Leistung (noch) nicht erfüllen können, 
kann es stattdessen im Sinne eines brei-
ten Wettbewerbs zunächst sinnvoll sein, 
bestimmte Aspekte im Rahmen der An-
gebotswertung anhand der Zuschlags
kriterien zu „belohnen“24– auch um einen 

22	 Vgl. auch § 67 Abs. 5 VgV und § 2 Abs. 4 AVV-EnEff bzw. künftig  
§ 4 Abs. 4 AVV Klima.

23	 Vgl. https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/
umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten.

24	 Vgl. https://ec.europa.eu/environment/gpp/eu_gpp_criteria_en.htm. 
(zuletzt abgerufen am 6.10.2021). 

Anreiz für die Weiterentwicklung auf An-
bieterseite zu schaffen.

Dass auch hier die Nachweisführung 
über Gütezeichen möglich ist, sieht § 58 
Abs. 4 VgV bzw. § 43 Abs. 7 UVgO vor. 

Markterkundung als mögliches Mit-
tel für erfolgreiche und nachhaltige 
öffentliche Beschaffungsprozesse
Insbesondere wenn Auftraggeber unsi-
cher sind, welche umweltbezogenen und 
sozialen Aspekte mögliche Anbieter be-
reits umsetzen können, sollte vor Beginn 
des Vergabeverfahrens eine Markterkun
dung gemäß § 28 VgV bzw. § 20 UVgO 
durchgeführt werden. Deren Umfang und 
Form können abhängig von Volumen und 
Komplexität der Beschaffung variieren. 25

Mögliche Formen einer Markterkundung 
sind die schriftliche Befragung von An-
bietern mittels eines Fragebogens oder 
eine sogenannte Interessentenkonferenz 
als Online- oder Präsenztermin, im Rah-
men derer der Auftraggeber mit dem 
Markt in den Dialog tritt. Hierbei sollte er 
die Chance nutzen, offen mit den Anbie-
tern über alle relevanten Themen wie 
Festlegung von Mindestanforderungen, 
Nachweis mittels Gütezeichen, Ange-
messenheit von Fristen zur Nachweisein-
reichung etc. zu sprechen. Um bei einer 
Markterkundung vergaberechtskonform 
vorzugehen, müssen hieraus entste-
hende Erwägungen sorgfältig dokumen-
tiert werden. Dies gilt insbesondere für 
solche, die infolge der Erkenntnisse aus 
der Markterkundung bei anschließender 
Erstellung der Vergabeunterlagen auf 
Auftraggeberseite angestellt werden. So 
kann etwaigen Beanstandungen bei-
spielsweise hinsichtlich eines Zuschnitts 
des Vergabeverfahrens auf bestimmte 
Unternehmen vorgebeugt werden. 

Julia Gielen

25	 www.kompass-nachhaltigkeit.de.

Praxistipp: Zu der Frage, welche geeigne-
ten Gütezeichen existieren und ob bereits 
eine ausreichende Zahl von Unternehmen 
über das entsprechende Gütezeichen ver-
fügt, kann eine Recherche auf der Internet-
seite Kompass Nachhaltigkeit erfolgen.25  

Praxistipp: Für die Berechnung von  
Lebenszykluskosten gibt es verschiedene 
hilfreiche, frei zugängliche Tools. Ein Über-
blick findet sich auf der Internetseite des 
Umweltbundesamtes im Themenbereich 
„Wirtschaft/Konsum“ in der Rubrik „Um-
weltfreundliche Beschaffung“.23 

Praxistipp: Zu Kriterien für eine umwelt
orientierte öffentliche Beschaffung bieten die 
Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienst-
stellen konkrete Formulierungsbeispiele, die 
in die Vergabeunterlagen integriert werden 
können. Diese sind auf der Internetseite der 
EU-Kommission zu finden.24
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Entscheidungsautomatisierung in  
der Steuerverwaltung

beträge ungefähr einzuschätzen. Auch 
bestimmte Branchen lassen sich so etwa 
mit spezifischen Risikofaktoren in Verbin-
dung bringen. Hinsichtlich der technischen 
Grundlagen wird auf die bereits 1999 ein-
geführte Möglichkeit verwiesen, Einkom-
mensteuererklärungen in digitaler Form 
beim zuständigen Finanzamt mithilfe des 
Programms Elektronische Steuererklä-
rung (ELSTER) einzureichen. Im Zuge der 
Weiterentwicklung von ELSTER sei das 
Angebot im Laufe der Jahre stetig aus-
gebaut worden, sodass seit 2020 auch 
digitale Bescheide möglich seien. 

Eine weitere wesentliche Grundlage ist 
aus Sicht des Autors der Forschungs
arbeit das verwaltungsinterne Vorhaben 
KONSENS („Koordinierte Neue Soft-
ware- Entwicklung der Steuerverwal-
tung“), welches in Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern eine softwarebasierte 
Vereinheitlichung und Standardisierung 
des Besteuerungsverfahrens anstrebt. 
Das KONSENS-Gesetz sieht vor, dass das 
Besteuerungsverfahren künftig schneller, 
transparenter und effizienter ablaufen 
soll.2 Mit KONSENS sei neben ELSTER 
eine länderübergreifende einheitliche IT-
Grundlage geschaffen worden, mit deren 
Hilfe die Prozesse der Steuerverwaltung 

2	 Vgl. https://www.steuer-it-konsens.de

Rechtliche und technische Grund­
lagen sind vorhanden1

Seit dem 1.1.2017 ist es mit dem damals 
in Kraft getretenen Gesetz zur Moderni
sierung im Besteuerungsverfahren mög-
lich, Steuerbescheide vollständig auto-
matisiert zu erlassen. Im Mittelpunkt der 
erwähnten Forschungsarbeit steht das 
zu diesem Zweck von den Steuerverwal-
tungen eingeführte Risikomanagement-
system (RMS) in der Steuerveranlagung. 
Mithilfe des RMS werden im Idealfall alle 
eingehenden Steuererklärungen automa-
tisiert analysiert. Zugleich wird eine Risi-
koeinstufung vorgenommen, auf Basis 
derer die betreffende Erklärung entwe-
der zur gesonderten Bearbeitung durch 
eine menschliche Person „ausgesteuert“ 
oder (bei geringem Risiko) maschinell  
beschieden wird. Das Risiko im Rahmen 
der Steuerveranlagung bezieht sich dabei 
auf die Wahrscheinlichkeit für fehlerhaft 
ausgefüllte Steuererklärungen. In der ers-
ten Phase des Risikomanagementpro-
zesses – der Risikoidentifikation – geht 
es somit darum, mögliche risikobehaf-
tete Sachverhalte zu erkennen und die 
Höhe der zu erwartenden Steuerfehl

1	 Rolle, O., 2021, Entscheidungsautomatisierung in der öffentlichen 
Verwaltung: Anwendungsszenarien am Beispiel des Risikomanage-
ments in der Steuerverwaltung, Bachelorarbeit im hochschulübergrei-
fenden betriebswirtschaftlichen Studiengang „Public- und Nonprofit-
Management“ der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin  
sowie der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

modernisiert und automatisiert werden 
sollten. Die Initialprüfung der eingereich-
ten Dokumente findet – so der Autor – im 
Rahmen des steuerlichen Risikomanage-
ments mittlerweile ausschließlich com-
putergestützt statt, im Idealfall liefe in 
den Finanzämtern die eingereichte Erklä-
rung bis zum abschließenden Steuer
bescheid in einem vollautomatisierten 
Verfahren ohne personelle Bearbeitung. 

Ergebnisse zeigen eine steigende 
„Autofallquote“
Für die Forschungsarbeit wurden die  
Finanzministerien der Bundesländer zum 
aktuellen Stand der Automatisierung in 
ihren jeweiligen Steuerverwaltungen be-
fragt, einbezogen wurde auch das Bun-
desministerium der Finanzen sowie das 
für das KONSENS-Projekt zuständige 
Referat des Ministeriums der Finanzen 
Nordrhein-Westfalen. Neun der 18 kontak-
tierten Ministeriumsvertreter haben den 
Fragenkatalog mindestens teilweise be-
antwortet, aus rechtlichen Gründen kön-
nen in der Tabelle 1 jedoch nur acht Länder 
dargestellt werden. Die erhobenen Fallzah-
len beziehen sich gemäß der Forschungs-
arbeit auf den Veranlagungszeitraum 2019. 
Die Autofallquote kennzeichnet hierbei 
den Anteil der Steuererklärungen, die voll-
ständig automatisch und ohne menschli-
ches Zutun beschieden werden. 

Die automatisierte Abwicklung von Entscheidungsvorgängen in der öffentlichen Verwaltung 

kann aufgrund ihres besonderen Potenzials zur Produktivitäts- und Qualitätssteigerung als  

bedeutender Schritt der Digitalisierung angesehen werden. Ein für Praktikerinnen und Praktiker 

interessantes Beispiel ist die automatisierte Bearbeitung von Steuererklärungen, die bereits  

in allen Bundesländern stattfindet. Eine neue Forschungsarbeit1, die vom Institut für den  

öffentlichen Sektor initiiert wurde, beleuchtet den aktuellen Status dieses Vorhabens, das sich 

auf den Bereich der Einkommensteuerveranlagung erstreckt, und liegt dem folgenden Beitrag  

zugrunde. 

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Hinsichtlich der Autofallquote zeigen sich 
relativ große Unterschiede zwischen den 
befragten Ministerien (vergleiche Tabelle 
1). Die höchste Autofallquote unter den 
untersuchten Ländern hatte im Jahr 2019 
Thüringen mit 18 Prozent. Dagegen wur-
den in Hamburg rund neun Prozent aller 
Einkommensteuerfälle automatisiert be-
arbeitet. Die Differenz von nahezu neun 
Prozent vom geringsten zum höchsten 
Stand der vollautomatisiert bearbeiteten 
Fälle nennt der Autor der Forschungs
arbeit „in Anbetracht des Gesamterklä-
rungsaufkommens beachtlich“3. Begrün-
den ließe sich dieser teils signifikante  
Unterschied mit der Eigenständigkeit der 
Länder hinsichtlich der in das RMS ein-
fließenden Parameter. Auch werde das 
RMS unterschiedlich eingesetzt: Wäh-
rend etwa ein Land sein System auf alle 
Arten der Steuerveranlagung anwende, 
verwende es ein anderes derzeit nur  
für die unbeschränkte Einkommensteu- 
erveranlagung. Über die Begründung  
des Autors hinaus könnten auch Unter-
schiede in der Komplexität der Steuer
erklärungen (Vermögen, Besitz, unter-
schiedliche Einkommensarten etc.) eine 
Erklärung für abweichende Autofallquo-
ten sein. Im bundesweiten Durchschnitt 
wird die Autofallquote im Rahmen der 
Forschungsarbeit mit zehn Prozent be
ziffert. Nach Aussagen der befragten 
Finanzministerien wird zwar eine gestie-

3	 Rolle, O., 2021, Entscheidungsautomatisierung in der öffentlichen 
Verwaltung: Anwendungsszenarien am Beispiel des Risikomanage-
ments in der Steuerverwaltung, Bachelorarbeit im hochschulübergrei-
fenden betriebswirtschaftlichen Studiengang „Public- und Nonprofit-
Management“ der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin  
sowie der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, S. 27

gene Autofallquote im jeweils eigenen 
Land bestätigt und in einzelnen Ländern 
auch für die Zukunft ein weiterer Anstieg  
erwartet, eine konkrete Zielvorgabe für 
die eigene Verwaltung wurde jedoch  
offenbar von keinem Land bestätigt. 

Ziel: Effizienzsteigerung und höhere 
Bearbeitungsqualität
In der Gesamtschau setzen der For-
schungsarbeit zufolge alle betrachteten 
Finanzverwaltungen das ihnen zur Verfü-
gung stehende RMS zur vollautomatisier-
ten Bearbeitung von „der unbeschränkten 
Einkommensteuerpflicht zuordenbaren 
Erklärungen“ und dem Aussteuern von 
risikobehafteten Sachverhalten zur manu-
ellen Nachprüfung ein. Als Zielsetzung 
des RMS sähen alle Befragten die Effizi-
enzsteigerung der Arbeit der Finanzäm-
ter mit der Begründung, dass „durch ein 
gezieltes Aussteuern von prüfungsrele
vanten Sachverhalten die Bearbeitungs-
qualität steigt“4. Aus den Befragungs
ergebnissen sind jedoch offenbar keine 
konkreten Daten zur Bestätigung einer 
erhöhten Qualität hervorgegangen, etwa 
hinsichtlich einer Verkürzung der Bearbei-
tungsdauern. Personalentlastungen durch 
das RMS würden gemäß aller befragten 
Finanzverwaltungen nicht zum Personal-
abbau genutzt. Stattdessen werde die 
freiwerdende Kapazität auf steuerlich  
relevante Fälle neu fokussiert. Ein effizi-
enterer Einsatz des RMS könnte dage-
gen dabei helfen, die derzeit noch auf  
einem vergleichsweise geringen Niveau 

4	 Ebenda, S. 27

befindliche Autofallquote zu erhöhen und 
Mehrbelastungen durch das Steuerver-
fahren weiter zu minimieren. 

In der abschließenden Bewertung kommt 
der Autor der Forschungsarbeit zu dem 
Ergebnis, dass in der Steuerveranlagung 
zwar eine „grundlegende Eignung zur 
Automatisierung (…) gegeben sei“5, 
gleichzeitig werde die durch die automa-
tisierte Bearbeitung erzielte Effizienzstei-
gerung jedoch nicht für alle Beteilig- 
ten spürbar: Letztendlich umfasst das  
Steuerverfahren nicht ausschließlich die  
Bearbeitung aufseiten der Finanzverwal-
tungen. Die steuerpflichtigen Bürgerinnen 
und Bürger, die ihre Steuererklärungen 
einreichen, werden von den zuvor genann-
ten Effizienzsteigerungen nicht erreicht. 
Für viele der Steuerpflichtigen bereitet 
die Komplexität des Steuerrechts (unver-
ändert) Verständnisprobleme. Der Autor 
resümiert somit, dass eine Automatisie-
rung des Verfahrens zwar den Prozess 
der Bearbeitung beschleunigen würde, 
die rechtlichen Hürden aufseiten der Steu-
erpflichtigen würden hierdurch jedoch 
nicht gemindert. Über das Resümee des 
Autors hinaus wäre es überlegenswert, 
die automatisierte Bearbeitung von Steu-
ererklärungen auch auf andere Steuer
arten, gegebenenfalls im Bereich der Un-
ternehmensbesteuerung, auszudehnen. 

Ferdinand Schuster, Nina Kairies-Lamp

5	 Ebenda, S. 28

 Tabelle 1: Einkommensteuerfälle je Veranlagungsjahr

Land/Ministerium

Einkommensteuerfälle im Veranlagungsjahr

2018 2019

Gesamt Autofälle Autofallquote Gesamt Autofälle Autofallquote

Baden-Württemberg 2.808.952 302.216 10,76% 2.855.287 377.403 13,22%

Brandenburg – – – 960.000 153.600 16%

Bremen – – 11,1% 143.000 18.161 12,7%

Hamburg – – – 650.000 61.100 9,4%

Mecklenburg-Vorpommern – – 12,3% 518.000 75.628 14,6%

Niedersachsen 1.656.873 156.902 9,47% – – –

Sachsen – – 10,9% 1.470.000 171.990 11,7%

Thüringen – – – 722.533 130.056 18%

Quelle: Rolle, O., 2021, Entscheidungsautomatisierung in der öffentlichen Verwaltung: Anwendungsszenarien am Beispiel des Risikomanagements in der Steuerverwaltung, S. 22  
(Daten aus eigener Erhebung und aus Dokumentenanalyse)
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IN EIGENER SACHE

Mut für Neues: myGovernment  
präsentierte Start-ups mit Lösungen 
für den smarten Staat
Viele der von Start-ups entwickelten digi-
talen Lösungen könnten auch den öffent-
lichen Sektor voranbringen. Einige davon 
hat das Institut für den öffentlichen Sektor 
im Rahmen der nun bereits zum sechsten 
Mal stattfindenden Veranstaltung „myGo
vernment“ am 16.9.2021 vorgestellt. 

tian Baumann, Vergaberechtsexperte bei 
KPMG Law. Wo Mut für Neues vorhan-
den ist, kann eine Zusammenarbeit mit 
Start-ups auch gelingen. Mit myGovern-
ment wird dies das Institut für den öffent-
lichen Sektor auch in Zukunft fördern.

Weitere Informationen:  
www.my-government.de  

Neue Policy Papers mit  
Empfehlungen für die Praxis

Wie wirksame Beteiligungs­
steuerung gelingen kann
In Deutschland gibt es mehr als 18.500 
Unternehmen der öffentlichen Hand. Der 
Bund, die meisten Bundesländer sowie 
rund 40 Großstädte haben in den ver
gangenen 15 Jahren jeweils einen eige-
nen Public Corporate Governance Kodex 
(PCGK) eingeführt, um Standards für die 
Steuerung, Leitung und Überwachung  
ihrer Unternehmensbeteiligungen zu set-
zen sowie diese Grundsätze transparent 
zu kommunizieren. Viele Städte und Land-
kreise nutzen allerdings noch keinen 
PCGK, obwohl sie ebenfalls umfangreiche 
Unternehmensbeteiligungen aufweisen.

Basierend auf einer erstmaligen deutsch-
landweiten Erhebung zu Effekten von 
PCGKs hat das Institut für den öffent
lichen Sektor e.V. im Oktober 2021 in  
Zusammenarbeit mit der Zeppelin Uni-
versität in Friedrichshafen das Policy Pa-
per „Wirksame Beteiligungssteuerung 
mit einem Public Corporate Governance  
Kodex“ veröffentlicht. 

Die Publikation enthält sieben Empfehlun-
gen für eine effektive öffentliche Beteili
gungssteuerung auf Basis eines PCGKs. 
So wird beispielsweise angeregt, den 

PCGK unter Beteiligung aller betroffenen 
Akteursgruppen zu entwickeln, ihn ergän-
zend zu einer möglichen Beteiligungs-
richtlinie einzusetzen sowie einen Pro-
zess der Zielsteuerung im PCGK zu ver-
ankern, um den öffentlichen Zweck der 
einzelnen Beteiligungsunternehmen zu 
operationalisieren. Die nachhaltig gelebte 
Kodex-Implementierung kann demnach 
einen großen Schritt von einer reinen Be-
teiligungsverwaltung hin zu einem akti-
ven Beteiligungsmanagement darstellen.

Download des Policy Papers: https://public
governance.de/media/Wirksame_Beteiligungs-
steuerung_PCGK.pdf  

Blockchains in der öffentlichen  
Verwaltung erfolgreich nutzen
Mit ihrer Blockchain-Strategie hat die Bun-
desregierung zum Ausdruck gebracht, 
dass sie die Chancen dieser Technologie 
nutzen und ihre Potenziale für die digitale 
Transformation mobilisieren möchte. In 
ausgewählten Bereichen mit klarem 
Mehrwert soll auch die öffentliche Ver-
waltung als ein Leitanwender fungieren. 
In zahlreichen Anwendungsfeldern, wie 
der Nutzung von Blockchains zur Doku-
mentenverwaltung, zum Identitätsma-
nagement oder zum Erreichen von Nach-
haltigkeitszielen, lassen sich wertstiftende 
Projekte identifizieren. Andererseits steht 
die komplexe Technologie noch vor vie-
len Herausforderungen.

Das Institut für den öffentlichen Sektor 
e.V. hat im Oktober 2021 das Policy Pa-
per „Blockchain im öffentlichen Sektor“ 
mit fünf Empfehlungen zur erfolgreichen 
Nutzung von Blockchains herausgegeben. 
Darin finden Behörden, Unternehmen und 
Verbände Informationen zum Einsatz von 
Blockchains – etwa wie durch Anwendung 
von europaweiten technischen Standards 
oder von Open-Source-Protokollen die 
Blockchain-Nutzung optimiert werden 
kann. Darüber hinaus werden Vorteile der 
Technologie thematisiert – etwa Transpa-
renz und Krisensicherheit in Bezug auf 
die Lieferkette – sowie Herausforderun-
gen dargestellt, wie zum Beispiel der hohe 
Energieverbrauch bestimmter Blockchains.

Download des Policy Papers:  
https://publicgovernance.de/media/ 
PolicyPaper_Blockchain.pdf   

Online-Veranstaltung myGovernment: 
Ferdinand Schuster, Geschäfts- 
führer Institut für den öffentlichen  
Sektor e.V. mit Vergaberechts- 
experte Henrik-Christian Baumann,  
KPMG Law

Bei der diesjährigen Online-Veranstaltung 
zeigte das Unternehmen Visaright, wie 
der Visaprozess in Deutschland digital 
und nutzerfreundlich abgewickelt werden 
kann. Das Start-up Urbanistic präsentierte 
ein Tool zur digitalen Stadtplanung und 
das Daten-Kompetenzzentrum Städte und 
Regionen stellte seine Open-Source-Da-
tenplattform vor, die den Weg zur Smart 
City ebnen soll. 

„Voraussetzung für eine gute Zusam-
menarbeit zwischen Staat und Start-ups 
ist der Mut für Neues aufseiten der öf-
fentlichen Verwaltung“, sagt Franziska 
Holler, Projektmanagerin für die Initiative 
myGovernment. Diesen Mut zeigten zum 
Beispiel die Städte Genf (Schweiz) und 
Eschwege. Sie präsentierten bei myGo
vernment ihre Projektzusammenarbeit 
mit Start-ups: Eschwege kooperiert mit 
der aus einem Hackathon entstandenen 
Plattform „Lokalprojekte“, um den (IT-)
Fachkräftemangel in Kommunen zu be-
wältigen, und Genf hat das junge Unter-
nehmen Cortexia mit einem Tool zum Mo-
nitoring der Stadtsauberkeit beauftragt. 

Wenn es um die Beauftragung von Start-
ups geht, muss das Vergaberecht keine 
Hürde sein – man muss es nur richtig  
nutzen. „Die Verwaltung könnte viel häu-
figer Probleme statt fertiger Lösungen 
ausschreiben“, empfiehlt Henrik-Chris-

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.

www.my-government.de
https://publicgovernance.de/media/Wirksame_Beteiligungssteuerung_PCGK.pdf
https://publicgovernance.de/media/Wirksame_Beteiligungssteuerung_PCGK.pdf
https://publicgovernance.de/media/Wirksame_Beteiligungssteuerung_PCGK.pdf
https://publicgovernance.de/media/ PolicyPaper_Blockchain.pdf
https://publicgovernance.de/media/ PolicyPaper_Blockchain.pdf


PUBLIC GOVERNANCE  Herbst 2021

23

Abonnement PublicGovernance

Gerne senden wir Ihnen zukünftige Ausgaben unserer  
Zeitschrift PublicGovernance kostenfrei zu.

Bitte beachten Sie, dass der Versand von PublicGovernance nur an Mitglieder der  
Geschäftsleitung, Aufsichtsratsmitglieder und Verwaltungsräte öffentlicher  
Unternehmen sowie Angehörige der öffentlichen Verwaltung erfolgt. Auf unserer  
Homepage www.publicgovernance.de können Sie das Bestellformular ausfüllen  
oder die Zeitschrift direkt unter de-publicgovernance@kpmg.com abonnieren.  
Unsere Adresse finden Sie im Impressum unten auf dieser Seite.

Abbestellung: Wenn Sie die Zeitschrift PublicGovernance künftig nicht mehr erhal-
ten möchten, senden Sie uns bitte eine E-Mail an de-publicgovernance@kpmg.com.

SERVICE

Bildnachweise: S. 5: © Mvltcelik |  iStockphoto.com, S. 7: © fotografixx |  iStockphoto.com, S. 17: © cienpies |  iStockphoto.com

PublicGovernance 
Zeitschrift für öffentliches Management

Herbst 2021 
ISSN 1866-4431

Herausgeber:

Institut für den öffentlichen Sektor e.V. 
Klingelhöferstraße 18 
10785 Berlin 

T	+49 30 2068 2060 
F	+49 1802 11991 3060 
de-publicgovernance@kpmg.com

www.publicgovernance.de

Impressum

Vorstand des Instituts: 

Ulrich Maas 
Diethelm Harwart

Wissenschaftlicher Leiter  
des Instituts: 

Prof. Dr. Gerhard Hammerschmid

V.i.S.d.P.:

Dr. Ferdinand Schuster

Redaktion:

Franziska Holler
Nina Kairies-Lamp
Michael Plazek

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.

http://www.publicgovernance.de
mailto:de-publicgovernance@kpmg.com
mailto:de-publicgovernance@kpmg.com
mailto:de-publicgovernance@kpmg.com
http://www.publicgovernance.de


Ansprechpartner

Dr. Ferdinand Schuster
Institut für den öffentlichen Sektor e.V. 
Klingelhöferstraße 18
10785 Berlin 
T +49 30 2068 2060
de-publicgovernance@kpmg.com

Ansprechpartner in der Schweiz

Marc-André Giger
KPMG AG
Hofgut
CH-3073 Gümligen 
T +41 58 249 21 11 
marcandregiger@kpmg.com 

www.publicgovernance.de

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spezielle Situation einer Einzelperson oder einer 
juristischen Person ausgerichtet. Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle Informationen zu liefern, können wir  
nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in  
Zukunft so zutreffend sein werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigneten fachlichen Rat  
und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation.

Die Ansichten und Meinungen in Gastbeiträgen sind die des jeweiligen Verfassers und entsprechen nicht unbedingt den 
Ansichten und Meinungen des Instituts für den öffentlichen Sektor e. V.

© 2021 Institut für den öffentlichen Sektor e. V. Alle Rechte vorbehalten. Printed in Germany.

mailto:de-publicgovernance@kpmg.com
mailto:marcandregiger@kpmg.com
http://www.publicgovernance.de

	Public Governance Winter 2018/2019
	Inhalt
	Editorial: Die Chancen der Digitalisierung nutzen


